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Januar

Erweiterung

1. Januar: Finnland, Österreich und Schweden
werden als Mitgliedstaaten in die Europäische
Union aufgenommen. Die Europäische Union
besteht nun aus 15 Mitgliedstaaten und ca. 368
Millionen Bürgern.

Präsidentschaft

1. Januar: Der Ratsvorsitz der EU geht von

Deutschland an Frankreich über. Die Hauptauf-

gaben der französischen Präsidentschaft sind:

Wachstum und Beschäftigung, kulturelle Iden-

tität Europas, Maßnahmen zur Sicherung Euro-

pas an seinen Außengrenzen sowie die Vorberei-

tung der Regierungskonferenz 1996.

Welthandelsorganisation (WTO)

/. Januar: In Genf nimmt die Welthandelsorga-
nisation ihre Arbeit auf. Ihr gehören 85 Mitglie-
der an.

GASP/Naher Osten

5. Januar: Die Fünfzehn begrüßen in einer
gemeinsamen Erklärung, daß die israelischpalä-
stinensischen Autonomieverhandlungen wieder-
aufgenommen wurden und betonen in diesem
Zusammenhang die Notwendigkeit, den Frieden-
sprozeß im Nahen Osten fortzusetzen.

EWS

9. Januar: Österreich tritt dem Europäischen
Währungssystem (EWS) bei und gehört damit
nun dem Wechselkurs- und Interventionsmecha-
nismus des EWS an.

Belarus

10. Januar: Der weißrussische Außenminister
Sjanko besucht die Europäische Kommission,
um über die bilateralen Beziehungen zur EU,
über die Durchführung des Partnerschafts- und
Kooperationsabkommens sowie über die politi-
sche und wirtschaftliche Lage in Rußland und
Belarus zu sprechen.

Internationaler Kaffeerat

16.-20. Januar: In London kommt es zur ersten
Tagung des Internationalen Kaffeerats seit dem
Inkrafttreten des Internationalen Kaffee-Übe-
reinkommens von 1994 .

Europäisches Parlament (EP)

16.-20. Januar. In Straßburg findet die Plenarta-
gung des EP statt, die insbesondere von dem
Zustimmungsvotum für die neue Kommission,
der Rede des französischen Staatspräsidenten
Francois Mitterrand, der die Schwerpunkte der
französischen Ratspräsidentschaft vorstellt sowie
der Abschiedsrede des scheidenden Kommis-
sionspräsidenten Jacques Delors beherrscht wird.
Weitere Themen sind die Annahme von zwei
Beschlüssen über die Änderung der zahlenmäßi-
gen Zusammensetzung der parlamentarischen
Ausschüsse und der interparlamentarischen
Delegationen sowie die Annahme von Ent-
schließungen zur Lage in Algerien, Burundi,
Ruanda und Tschetschenien.

Wirtschaft und Finanzen

16. Januar: In Brüssel kommen die Wirtschafts-
und Finanzminister der EU zur Begrüßung der
neuen Mitgliedstaaten sowie zu einem Gedan-
kenaustausch über das Arbeitsprogramm der
französischen Ratspräsidentschaft zusammen.
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GASP/Tschetschenien

17. Januar: In einer gemeinsamen Erklärung
rufen die Fünfzehn zur sofortigen Einstellung
der Kampfhandlungen in Tschetschenien auf und
fordern eine friedliche Beilegung des Konflikts
unter Achtung der territorialen Unversehrtheit
der Russischen Föderation.

Kommission

23. Januar: Nachdem bereits das Europäische
Parlament der neuen Europäischen Kommission
zugestimmt hat, ernennen nun die Außenmini-
ster der fünfzehn Mitgliedstaaten der EU den
Präsidenten und die Mitglieder der Europäischen
Kommission für eine Amtszeit von fünf Jahren.

Kasachstan

23. Januar: In Brüssel unterzeichnen der Präsi-
dent der Republik Kasachstan, Nasarbajew, der
französische Außenminister und amtierende Rat-
spräsident Juppe sowie Kommissionsmitglied
Van den Broek ein Partnerschafts- und Koopera-
tionsabkommen zwischen der EU und der Repu-
blik Kasachstan. Das Abkommen ersetzt das
1989 mit der UdSSR geschlossene Abkommen
und regelt die politischen, wirtschaftlichen und
handelspolitischen Beziehungen der Parteien.

Allgemeine Angelegenheiten

23. Januar: In Brüssel tagt der Rat für Allge-
meine Angelegenheiten, in dessen Mittelpunkt
die gegen die Bundesrepublik Jugoslawien ver-
hängten Sanktionen und Handelsbeschränkun-
gen stehen. Weitere Themen sind das Arbeitspro-
gramm der französischen Ratspräsidentschaft,
die Lage im ehemaligen Jugoslawien sowie die
Beziehungen zu den USA, Vietnam, Japan und
zur Republik Korea.

Landwirtschaft

23. Januar: Die Landwirtschaftsminister der
Gemeinschaft kommen in Brüssel zu einer
Tagung zusammen, auf der es um artgerechte
Tierhaltung, Flächenstillegung zu Umwelt-
schutzzwecken, den Zucker- und Tabaksektor
sowie um ein Memorandum der österreichischen
Delegation zu Hartweizen geht.

GASP/Algerien

23. Januar: In einer gemeinsamen Erklärung
geben die Fünfzehn ihrer Sorge über die Lage in
Algerien Ausdruck. Sie begrüßen alle Initiativen,
die geeignet sind, den Dialog zwischen jenen,
die Terrorismus und Gewalt ablehnen, zu fördern
und bekräftigen ihre Entschlossenheit, eine Poli-
tik der demokratischen Entwicklung und wirt-
schaftlichen Umstrukturierung zu unterstützen.

Wirtschafts- und Sozialausschuß (WSA)

25.126. Januar: Im Mittelpunkt der 322. Plenar-
tagung des WSA steht die Erklärung des franzö-
sischen Staatsministers für europäische Angele-
genheiten, Lamassoure, zu den Arbeitsschwer-
punkten der französischen Ratspräsidentschaft.
Des weiteren nimmt der WSA Stellung zur
Gesundheitsförderung, zum 2. Bericht über die
KMU-Beobachtungsstelle, zur Bekämpfung des
Drogenmißbrauchs sowie zu den Beziehungen
zwischen der EU, Rußland, der Ukraine und Bel-
arus. Infolge der Erweiterung der Europäischen
Union werden 12 Mitglieder aus Österreich, 12
aus Schweden und 9 aus Finnland in den WSA
aufgenommen.

Bosnien-Herzegowina

26. Januar: Bei dem Besuch des bosnischen
Ministerpräsidenten Silajdzic bei der Kommis-
sion geht es hauptsächlich um die Arbeiten der
Kontaktgruppe sowie um den im Juli 1994 auf-
gestellten Friedensplan, der von den bosnischen
Serben jedoch noch nicht akzeptiert wurde.

EU - USA

26. Januar: Im Rahmen der transatlatischen
Erklärung treffen sich in Washington der franzö-
sische Außenminister und amtierende Ratspräsi-
dent Juppe und Kommissionsvizepräsident Sir
Leon Brittan mit dem amerikanischen Außenmi-
nister Christopher. Themenschwerpunkte des
Zusammentreffens sind die europäische Sicher-
heitspolitik und die Verhandlungen über die Ver-
längerung des Abkommens über die Zusammen-
arbeit im Nuklearbereich.
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Bosnien-Herzegowina/Kroatien

27.-31. Januar: Beim Besuch von Kommissions-
mitglied Bonino in Bosnien-Herzegowina und
Kroatien geht es in erster Linie darum, der unter
dem Konflikt leidenden Bevölkerung zu zeigen,
daß die Gemeinschaft entschlossen ist, ihr zu
helfen und die Effizienz der humanitären Hilfe
in den Kriegsgebieten zu erhöhen.

Februar

Europa-Abkommen

1. Februar: Die zwischen der Europäischen
Union und Bulgarien, Rumänien, der Tschechi-
schen und der Slowakischen Republik abge-
schlossenen Europa-Abkommen treten in Kraft.

GASP/Algerien

30. Januar: Die Fünfzehn begrüßen in einer
gemeinsamen Erklärung den Beitritt Algeriens
zum Vertrag über die Nichtverbreitung von Kern-
waffen und ersuchen Algerien, die aus dem Bei-
tritt zum Atomwaffensperrvertrag resultierenden
Bedingungen voll und ganz zu erfüllen.

Europarat

30. Januar - 3. Februar: In Straßburg tagt die
Parlamentarische Versammlung des Europarates.
Im Mittelpunkt der Tagung steht der Beitritt Lett-
lands zum Europarat sowie die Bioethik-Kon-
vention. Des weiteren beschließt die Versamm-
lung, die Beitrittsverhandlungen mit Rußland
aufgrund des Tschetschenien-Konflikts abzubre-
chen.

AKP-EU-Versammlung

30. Januar - 3. Februar: In Dakar findet die 20.
Tagung der Paritätischen Versammlung der AKP-
Staaten und der EU statt. Zentrales Thema der
Versammlung ist die Halbzeitüberprüfung des
Abkommens von Lome IV, insbesondere die
noch offenen Fragen, wie das Finanzvolumen
des 8. Europäischen Entwicklungsfonds, sowie
die finanzielle und technische Zusammenarbeit
zwischen der EU und den AKP-Staaten.

Ausschuß der Regionen (AdR)

L/2. Februar: Im Mittelpunkt der sechsten
Tagung des Ausschusses der Regionen steht die
Aufnahme neuer Ausschußmitglieder aus Öster-
reich, Finnland und Schweden sowie die Aus-
führungen des deutschen Kommissionsmitglieds
Wulf-Mathies zur Rolle des AdR. Der AdR
nimmt des weiteren Stellungnahmen zu folgen-
den Themen an: Energieversorgung, wirtschaft-
licher und sozialer Zusammenhalt, Europas Weg
in die Informationsgesellschaft.

GASP/Ecuador/Peru

1. Februar: In einer gemeinsamen Erklärung
bedauern die Fünfzehn die gewaltsamen Grenz-
streitigkeiten zwischen Ecuador und Peru und
weisen darauf hin, alle Initiativen, die zu einer
friedlichen Lösung des Konflikts führen können,
zu unterstützen.

Deutschland/Frankreich/Großbritannien/
Italien/Türkei

2. Februar: In London kommen die Außenmini-
ster Deutschlands, Frankreichs, Großbritanniens
und Italiens mit ihrem türkischen Amtskollegen
zusammen, um über die geplante Zollunion zwi-
schen der Europäischen Union und der Türkei zu
beraten.

Slowenien

31. Januar: Während des Besuchs des für die
slowenische Gesetzgebung zuständigen Mini-
sters Janco und der slowenischen Justizministe-
rin Zupancic bei der Kommission in Brüssel geht
es um die Entwicklung der bilateralen Beziehun-
gen zwischen der Europäischen Union und Slo-

G7
3. Februar: Während des Gipfels in Toronto
stimmen die Finanzminister und Notenbankprä-
sidenten der sieben führenden Industriestaaten
dem internationalen Kredit für Mexiko zu. Wei-
tere Themen der Tagung sind der Anstieg der
Inflationsrate in Rußland und die mit dem Tsche-
tschenien-Krieg verbundenen Haushaltsrisiken.
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Allgemeine Angelegenheiten

6. Februar: In Brüssel treffen sich die zuständi-
gen Minister für Allgemeine Angelegenheiten.
Im Mittelpunkt des Treffens stehen die Verhand-
lungen gemäß Artikel XXIV-6 des GATT infolge
der Erweiterung sowie die Beziehungen zu den
Ländern Mittel- und Osteuropas, der Stabilität-
spakt, die Mittelmeerpolitik der Gemeinschaft
und die Lage im ehemaligen Jugoslawien und in
Tschetschenien.

Norwegen

7. Februar: Die norwegische Handelsministerin
und amtierende Präsidentin des EFTA-Rates,
Knudsen, stattet der Kommission einen Besuch
ab, bei dem es insbesondere um das Abkommen
über den Europäischen Wirtschaftsraum und den
Zugang norwegischer Fischereierzeugnisse auf
den Gemeinschaftsmarkt geht.

Ungarn

9. Februar: Der ungarische Ministerpräsident
Hörn stattet der Kommission einen Besuch ab.
Tagesordnungspunkte des Treffens sind die bila-
teralen Beziehungen zwischen der EU und
Ungarn, die Strategie zur Vorbereitung des Bei-
tritts der assoziierten mittel- und osteuropäischen
Staaten sowie die allgemeine Lage in diesen
Ländern.

Kirgistan

9. Februar: In Brüssel kommt es zur Unterzeich-
nung eines Partnerschafts- und Kooperationsab-
kommens zwischen der Europäischen Union und
der Republik Kirgistan. Das Abkommen, wel-
ches das 1989 mit der UdSSR geschlossene
Abkommen ersetzt, gründet sich auf die Achtung
der Menschenrechte und der Demokratie und
regelt die politischen, wirtschaftlichen und han-
delspolitischen Beziehungen zwischen der EU
und der Kirgisischen Republik.

Bulgarien

7. Februar: Bei dem Besuch des bulgarischen
Außenministers Pirinski bei der Kommission
geht es hauptsächlich um die Entwicklung der
Wirtschaftsreformen in Bulgarien und um die
Strategie zur Vorbereitung des Beitritts der asso-
ziierten Staaten Mittel- und Osteuropas zur
Europäischen Union.

GASP/Iran

13. Februar: In einer gemeinsamen Erklärung
anläßlich des sechsten Jahrestages der iranischen
Fatwa gegen den Schriftsteller Salman Rushdie,
verurteilen die Fünfzehn das Urteil gegen den
Schriftsteller und fordern den Iran auf, die Vor-
schriften des Völkerrechts zu befolgen und das
Todesurteil aufzuheben.

Troika/Nahost

7.-10. Februar: Im Verlauf ihrer Reise nach
Gaza, Israel, Libanon und Syrien kommt die Tro-
ika mit den führenden Politikern der Länder und
besetzten Gebiete zusammen und weist in die-
sem Zusammenhang erneut auf die große Bedeu-
tung hin, die die Europäische Union dem Frie-
densprozeß beimißt.

Baltische Staaten

8.-24. Februar: Bei den Besuchen von Kommis-
sionsmitglied Van den Broek in Estland, Lettland
und Litauen geht es hauptsächlich um die Bezie-
hungen der drei Länder zur Europäischen Union
sowie um den Stand der Verhandlungen über die
Europa-Abkommen.

Europäisches Parlament (EP)

13.-17. Februar: Plenartagung des EP in Straß-
burg. Im Mittelpunkt der Tagung steht die Aus-
sprache über das von Kommissionspräsident
Santer vorgestellte Arbeitsprogramm der Kom-
mission sowie die Vorbereitung des G 7-Gipfels
zur Informationsgesellschaft. Das Parlament ver-
abschiedet außerdem Entschließungen zur Men-
schenrechtslage in Nigeria, Chiapas, Birma,
Bahrain, Tschetschenien und Sudan sowie zum
Entwurf eines Abkommens über den Abschluß
einer Zollunion mit der Türkei und zum Frieden-
sprozeß im Nahen Osten.

GASP/Sierra Leone

14. Februar: Die Fünfzehn äußern sich in einer
gemeinsamen Erklärung zur Lage in Sierra
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Leone zutiefst besorgt. Sie verurteilen in diesem
Zusammenhang die Entführung von 17 Auslän-
dern und rufen alle beteiligten Parteien dazu auf,
sich um eine friedliche Beilegung des Konflikts
zu bemühen.

die Verordnung zu Trockenfutter, um den Schutz
von Tieren beim Transport, um die Agrarpreise
und den Zuckersektor als auch um ein von der
italienischen Delegation vorgestelltes Memoran-
dum zur Landwirtschaft in Berggebieten.

Kultur/Kommunikation

14. Februar: In Bordeaux treffen die fünfzehn
Kulturminister der Gemeinschaft mit ihren
Amtskollegen aus den assoziierten Ländern Mit-
tel- und Osteuropas zusammen. Dabei berichten
die Vertreter der Beitrittsaspiranten über ihre im
kulturellen und audiovisuellen Bereich durchge-
führten Maßnahmen und äußern ihre Erwartun-
gen im Hinblick auf die Beziehungen zur
Europäischen Union.

Allgemeine Angelegenheiten

15. Februar: Auf einer Sondersitzung der
Außenminister in Brüssel geht es um die Festle-
gung der Höhe der gemeinsamen Entwicklungs-
hilfe für die kommenden fünf Jahre. Zu einer
Einigung kommt es jedoch nicht, da sich Groß-
britannien weigert, seinen bisher geleisteten Bei-
trag auch weiterhin zu bezahlen.

AKP-EU-Ministerrat

16. Februar: In Brüssel findet die 21. Tagung des
AKP-EU-Ministerrats statt, bei der es hauptsäch-
lich um die Halbzeitüberprüfung des Abkom-
mens von Lome IV sowie um das Finanzvolu-
men des 8. Europäischen Entwicklungsfonds für
den Zeitraum 1995-2000 geht.

Wirtschaft und Finanzen

20. Februar: Tagung der für Wirtschaft und
Finanzen zuständigen Minister in Brüssel.
Tagesordnungspunkte sind neben der Vorstellung
des Arbeitsprogramms der Kommission im
Bereich Wirtschaft- und Finanzfragen die
Betrugsbekämpfung, das GATT sowie die Vor-
bereitung der Tagung mit den Wirtschafts- und
Finanzministern der assoziierten Staaten Mittel-
und Osteuropas.

Landwirtschaft

20.-22. Februar: Auf der Tagung der Landwirt-
schaftsminister der Union in Brüssel geht es um

Wirtschafts- und Sozialausschuß (WSA)

22.Z23. Februar: Auf der 323. Plenartagung des
WSA stellt Kommissionspräsident Jacques San-
ter das Arbeitsprogramm der Kommission für
1995 vor. Der WSA nimmt des weiteren Stellun-
gnahmen zu folgenden Themen an: Pluralismus
und Medienkonzentration, Europäische Zivilluft-
fahrt, Modernisierung der Textilindustrie in Por-
tugal, Übereinkommen zum Schutz der Alpen,
Weltgipfelkonferenz über die soziale Entwick-
lung.

San Jose-Konferenz

23.124. Februar: In Panama findet das jährliche
Treffen zwischen der EU und den mittelameri-
kanischen Ländern statt. Neben einem Appell an
die Bürgerkriegsparteien Ecuador und Peru,
rasch einen dauerhaften Frieden zu suchen, ver-
abschieden die Teilnehmer die Erklärung von
Panama, in der eine Vertiefung der Beziehungen
zwischen Zentralamerika und der Europäischen
Union angekündigt und die wichtigsten Ziele für
die Zukunft festgehalten werden.

Südafrika

24.125. Februar: Der südafrikanische Vizepräsi-
dent Mbeki stattet der Kommission einen Besuch
ab. In den Gesprächen geht es schwerpunkt-
mäßig um die zukünftigen Beziehungen zwi-
schen der Europäischen Union und Südafrika
sowie um politische und regionale Probleme im
Zusammenhang mit Burundi, Lesotho, Ruanda
und Zaire.

G7
25J26. Februar: In Brüssel kommen die Vertre-
ter der sieben führenden Industrienationen
zusammen und beraten über die Informationsge-
sellschaft. Zum Abschluß der Konferenz verab-
schieden die Teilnehmer eine Liste mit insgesamt
elf Pilotprojekten, darunter auch die Entwick-
lung eines globalen Informationsnetzes zur Ver-
besserung des Krisenmanagements.
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Europäisches Parlament (EP)

28. Februar - 2. März: Die Schwerpunkte der
Sondertagung des EP in Brüssel bilden die Rede
von Kommissionspräsident Santer über die
Beziehungen der Gemeinschaft zu den Ländern
Mittel- und Osteuropas sowie die Ablehnung des
gemeinsamen Entwurfs des Vermittlungsaus-
schusses über den rechtlichen Schutz biotechno-
logischer Erfindungen.

März

Guatemala

1. März: Der guatemaltekische Staatspräsident
de Leon Carpio stattet der Kommission einen
Besuch ab, bei dem es insbesondere um die
Beziehungen Guatemalas zur Union sowie um
den Stand des Friedensprozesses und die
Bekämpfung der Armut in Guatemala geht.

Türkei

2. März: Beim Besuch des türkischen Außenmi-
nisters Karayalzin bei der Kommission steht die
Zollunion zwischen der Türkei und der Europäi-
schen Union im Vordergrund der Gespräche.

UN-Weltsozialgipfel

6.-12. März: In Kopenhagen kommen die Staats-
und Regierungschefs aus über 100 Staaten sowie
die Vertreter von über 2000 Nichtregierungsor-
ganisationen zum ersten UN-Weltgipfel für
soziale Entwicklung zusammen. Im Mittelpunkt
der Konferenz stehen die Themen Armut,
Beschäftigung und soziale Integration. Die Teil-
nehmer verabschieden eine gemeinsame Schluß-
deklaration, in der zwar Maßnahmen zur
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und sozialer
Unterentwicklung aufgeführt werden, die aber
für die Signatarstaaten nicht verpflichtend sind.

beit zwischen beiden Parteien an. Dazu gehören
unter anderem die Bereiche Industrielle Zusam-
menarbeit, Transeuropäische Netze, Energie,
Verkehr und Telekommunikation.

Kooperationsrat EU - Libanon

6. März: Fünfzehn Jahre nach der ersten Tagung
im Jahre 1980 kommt es in Brüssel zur zweiten
Tagung des Kooperationsrats EU - Libanon. Im
Mittelpunkt des Zusammentreffens stehen die
Beziehungen zwischen der EU und dem Liba-
non, die Aushandlung eines neuen Abkommens,
der Nahost-Friedensprozeß sowie die Vorberei-
tung der Mittelmeer-Konferenz in Barcelona.

Allgemeine Angelegenheiten

6. März: Tagung der für Allgemeine Angelegen-
heiten zuständigen Minister der Union in Brüs-
sel. Im Mittelpunkt des Treffens stehen die Ein-
fuhrregelungen für bestimmte Drittländer, das
Partnerschafts- und Kooperationsabkommen mit
Belarus, die Beziehungen zu Kroatien und Slo-
wenien sowie die Fischerei in der NAFO-Zone.

Belarus

6. März: In Brüssel unterzeichnen Vertreter der
Europäischen Union und der Republik Belarus
ein nichtpräferentielles Partnerschafts- und
Kooperationsabkommen, das die politischen,
wirtschaftlichen und handelspolitischen Bezie-
hungen zwischen der Gemeinschaft und Belarus
regelt.

Westeuropäische Union (WEU)

7. März: Nach Hinterlegung der Beitrittsurkunde
wird Griechenland zehntes Vollmitglied der
WEU.

Assoziationsrat EU - Türkei

6. März: Auf der Tagung des Assoziationsrats
EU-Türkei geht es um die Einrichtung der Zoll-
union zwischen der EU und der Türkei sowie um
die Festlegung der Durchführungsmodalitäten.
Die Ratsmitglieder nehmen außerdem eine Ent-
schließung zur Entwicklung der Zusammenar-

Chile

8. März: Der chilenische Staatspräsident Frei
stattet der Kommission einen Besuch ab, bei dem
es um die politischen und wirtschaftlichen
Beziehungen zwischen der Europäischen Union
und Chile sowie um die Aushandlung eines
neuen Freihandelsabkommens geht.
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März.

Justiz und Inneres

9./10. März: Die für Justiz und innere Angele-
genheiten zuständigen Minister der Union kom-
men in Brüssel zu einer Tagung zusammen, in
deren Mittelpunkt folgende Themen stehen:
Mindestgarantien für Asylverfahren, Überein-
kommen über das vereinfachte Auslieferungsver-
fahren zwischen den Mitgliedstaaten der EU,
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, einheitli-
che Visagestaltung.

Umwelt

9. März: Die Umweltminister der Gemeinschaft
tagen in Brüssel. Wichtigste Tagesordnungs-
punkte sind die Zusammenarbeit „Europa-Mit-
telmeer" in den Bereichen Umweltschutz, Kli-
maänderungen sowie Vermeidung und Verringe-
rung von Umweltverschmutzung.

Mexiko

13. März: Der mexikanische Außenminister
Gurrfa kommt in Brüssel mit Kommissionspräsi-
dent Santer und anderen Kommissionsmitglie-
dern zusammen, um über das mexikanische
Wirtschaftsprogramm, die Lage im Bundesstaat
Chiapas sowie über die bilateralen Beziehungen
zwischen der EU und Mexiko zu sprechen.

Verkehr

13./14. März: Die Verkehrsminister der Gemein-
schaft tagen in Brüssel zu den Themen: Stan-
dortverlagerungen im Luftverkehr, Verkehrsab-
kommen mit der Schweiz, Einrichtung von
Sicherheitsbeauftragten für die Gefahrgutbeför-
derung, Ausbau des Schienenverkehrs, Harmoni-
sierung der Sozialvorschriften für den
Straßengüterverkehr, Binnenschiffahrt.

Forschung

10. März: Im Rahmen ihrer Tagung in Brüssel
sprechen die Forschungsminister der Union über
das internationale Abkommen im Bereich der
intelligenten Fertigungssysteme, über die Rolle
des Ausschusses für wissenschaftliche und tech-
nische Forschung, über den thermonuklearen
Versuchsreaktor ITER sowie über die Einrich-
tung von Sondergruppen für Forschung und
Industrie.

Rumänien

10. März: Der rumänische Staatspräsident
Iliescu kommt in Brüssel mit Kommissionsprä-
sident Santer und Kommissionsmitglied Van den
Broek zusammen, um über die bilateralen Bezie-
hungen, die Wirtschaftslage Rumäniens und die
von Rumänien getroffenen Maßnahmen zur Vor-
bereitung des Beitritts zur Europäischen Union
zu sprechen.

Kolumbien

13. März: Der kolumbianische Staatspräsident
Samper stattet der Kommission einen Besuch ab.
Im Mittelpunkt des Treffens stehen die Entwick-
lung der bilateralen Beziehungen zwischen der
EU und Kolumbien, die Bemühungen der kolum-
bianischen Regierung um die Drogenbekämp-
fung sowie die Lage des Andenpaktes.

Europäisches Parlament (EP)

13.-17. März: Plenartagung des EP in Straßburg.
Die Schwerpunktthemen der Tagung sind die
Abstimmung über das Arbeitsprogramm der
Kommission und die Annahme der neuen Fas-
sung des Verhaltenskodexes für die Beziehungen
von Parlament und Kommission. Neben der
Erklärung von Kommissionsmitglied Bonino
über den Fischereikonflikt zwischen Kanada und
der EU nimmt das EP Entschließungen an zur
Lage in Algerien, im Irak und in Tschetschenien
sowie zur Wiedereinführung der Todesstrafe im
amerikanischen Bundesstaat New York.

SOKRATES

14. März: In Brüssel unterzeichnen Vertreter des
Europäischen Parlaments und des Rats das neue
Bildungsprogramm SOKRATES. Das Fünfjah-
resprogramm (1995 - 1999), dessen Finanzvolu-
men sich auf 850 Mio. ECU beläuft, umfaßt
Maßnahmen und Vorhaben zur Förderung der
grenzübergreifenden Zusammenarbeit im Bil-
dungsbereich.

Republik Korea

14. März: Der Präsident der Republik Korea
kommt in Brüssel mit Kommissionspräsident
Santer und Kommissionsvizepräsident Sir Leon
Brittan zusammen. Im Mittelpunkt der
Gespräche stehen die Aussichten für eine bilate-

Jahrbuch der Europäischen Integration 1995/96 449



CHRONOLOGIE

rale Zusammenarbeit, die Nichtverbreitung von
Kernwaffen sowie Fragen der Handels- und
Wirtschaftspolitik.

chungsrichtlinie, über transeuropäische Netze
sowie über eine makroökonomische Finanzhilfe
für Belarus.

Rio-Gruppe

17. März: In Paris kommt es zur fünften Tagung
der Europäischen Union mit den lateinamerika-
nischen Ländern der Rio-Gruppe. Beim
Abschluß der Konferenz wird die Erklärung von
Paris abgegeben, die die Richtung der bisherigen
Zusammenarbeit bestätigt und eine verstärkte
Zusammenarbeit in Bereichen wie Sozialrefor-
men, Kultur, Bildungswesen, Wissenschaft und
Technologie vorsieht.

Allgemeine Angelegenheiten

18./19. März: Im französischen Carcassone
kommen die fünfzehn Außenminister der
Gemeinschaft zu einer Tagung zusammen, auf
der es insbesondere um die Beziehungen zu Ruß-
land und den Krieg im ehemaligen Jugoslawien
geht. Die Minister sprechen sich dabei für eine
Zustimmung Rußlands zum Programm „Partner-
schaft für den Frieden" aus und befürworten die
Beibehaltung der stationierten UN-Truppen in
Kroatien auch nach dem 31. März.

Stabilitätspakt

20./2J. März: In Anwesenheit der Vertreter aller
OSZE-Mitgliedstaaten findet in Paris die Schluß-
konferenz zum Stabilitätspakt statt. Auf der Kon-
ferenz unterzeichnen die Teilnehmer den Stabi-
litätspakt, der sich aus einer politischen
Erklärung und zahlreichen bilateralen Abkom-
men zusammensetzt, und betonen seinen bishe-
rigen Erfolg um Stärkung der Stabilität, der
Sicherheit und der Demokratie in Mittel- und
Osteuropa.

Wirtschaft und Finanzen

20. März: Die für Wirtschafts- und Finanzfragen
zuständigen Minister kommen in Brüssel zu
einer Tagung zusammen und beraten hauptsäch-
lich über den Bericht des Rechnungshofes für
1993 und die Entlastung der Kommission zur
Ausführung des Haushaltsplans, über die
Bekämpfung der Geldwäsche, über die Mehr-
wertsteuer im Rahmen der zweiten Vereinfa-

Schengener Abkommen

26. März: Das von Belgien, Deutschland, Frank-
reich, Luxemburg, den Niederlanden, Portugal
und Spanien unterzeichnete Schengener Abkom-
men tritt in Kraft.

EU - Mittelmeer

27.128. März: In Tunis findet die Konferenz über
die Zusammenarbeit zwischen der Europäischen
Union und den Mittelmeer-Anrainerstaaten im
Bereich der Energieversorgung statt. Zum
Abschluß der Konferenz verabschieden die Teil-
nehmer eine Erklärung, in der sie ihre Absicht
bekunden, engere energiepolitische Bindungen
als wesentlichen Bestandteil eines gemeinsamen
Wohlstandsraums zu entwickeln.

Arbeit und Soziales

27. März: Die fünfzehn Arbeits- und Sozialmi-
nister der Union kommen in Brüssel zu einer
Tagung zusammen, in deren Mittelpunkt fol-
gende Themen stehen: Ausgewogene Mitwir-
kung von Frauen und Männern am Entschei-
dungsprozeß, Umsetzung und Anwendung des
Sozialrechts der Gemeinschaft, Entsendung von
Arbeitnehmern, die soziale Dimension des inter-
nationalen Handels.

Landwirtschaft

27.128. März: Im Rahmen ihrer Tagung in Brüs-
sel beraten die Landwirtschaftsminister der
Union über die Trockenfutterbeihilfe, die Ein-
fuhr landwirtschaftlicher Erzeugnisse nach dem
Unfall in Tschernobyl, den Schutz von Tieren
beim Transport, den Baumwollsektor sowie über
die Anpassung der Gemeinsamen Marktordnung
für Zucker.

UN-Klimagipfel

28. März-7. April: In Berlin kommen Delegierte
aus über 160 Staaten zusammen, um über die
globalen Klimaveränderungen zu beraten. Zum
Abschluß der Konferenz verabschieden die Teil-
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nehmer das Berliner Mandat, das eine Verschär-
fung der Bestimmungen von Rio vorsieht und
festlegt, daß bis 1997 neue Ziele für die Vermin-
derung des Schadstoffausstoßes in den Industri-
eländern markiert werden sollen.

Wirtschafts- und Sozialausschuß (WSA)

29./30. März: Auf seiner 324. Plenartagung
behandelt der WSA insbesondere den von Kom-
missionsmitglied de Silguy vorgestellten Jahres-
wirtschaftsbericht für 1995. Der WSA nimmt des
weiteren Stellungnahmen an zur AIDS-Präven-
tion, zur Raumordnung im Mittelmeerraum, zur
Wahrung von Ansprüchen der Arbeitnehmer
beim Übergang von Unternehmen sowie zur
Freizügigkeit der Ärzte.

Verbraucherschutz

30. März: Bei der Tagung der für den Verbrau-
cherschutz zuständigen Minister der Union in
Brüssel geht es um die Vertragsabschlüsse im
Fernabsatz, um die Etikettierung und Aufma-
chung von Lebensmitteln, um zukünftige Ent-
wicklungen der Verbraucherpolitik sowie um
grenzüberschreitende Überweisungen.

Bildung

31. März: Tagung der Bildungsminister der
Union in Brüssel. Schwerpunktthemen sind die
Verbesserung der Qualität und Diversifizierung
des Sprachunterrichts, das Europäische Jahr für
Bildung und Erziehung, die Einführung des
SOCRATES-Programms sowie die Zusammen-
arbeit auf der Ebene von Promotionsstudiengän-
gen.

EGKS

31. März: Der beratende Ausschuß der EGKS
tritt in Wien zu seiner 319. Tagung zusammen
und berät dabei unter anderem über die Partner-
schafts- und Kooperationsabkommen der EU mit
Belarus, Rußland und der Ukraine, über eine
Finanzhilfe für Projekte der technischen For-
schung „Stahl" sowie über die gegenwärtige
Lage und die Aussichten für eine Zusammenar-
beit im Bereich der Umstrukturierung der Eisen-
und Stahlindustrie mit den Ländern Mittel- und
Osteuropas.

April

GASP/Tschetschenien

1. April: In einer gemeinsamen Erklärung bekun-
den die Fünfzehn erneut ihre Sorge über die Lage
in Tschetschenien und rufen dazu auf, daß die
Kampfhandlungen eingestellt werden. Des wei-
teren erwarten die Fünfzehn, daß Rußland, das
einer Einbeziehung der OSZE in den Prozeß
einer politischen Regelung zugestimmt hat, sich
an seine Verpflichtungen hält.

Europäisches Parlament (EP)

3.-7. April: Plenartagung des EP in Straßburg.
Wichtigste Tagesordnungspunkte sind der Frie-
densprozeß in Nordirland und die Erweiterung
der Europäischen Union um die mittel- und ost-
europäischen Länder. Das EP nimmt außerdem
Entschließungen an zur Lage in Burundi, Bos-
nien, Kroatien, Iran und im Kosovo sowie zu den
Menschenrechtsverletzungen infolge des Kon-
flikts zwischen Peru und Ecuador, zu den vorge-
sehenen Hinrichtungen in den USA und zur Aus-
weisung von vietnamesischen Flüchtlingen aus
der EU.

Jugend

31. März: Die für Jugend zuständigen Minister
der Union kommen in Brüssel zu einer Tagung
zusammen, auf der es um die Zusammenarbeit
bei der Jugendinformation und bei Studien im
Jugendbereich, um die Durchführung der dritten
Phase des Programms „Jugend für Europa"
sowie um Praktika im Jugendbereich im Rahmen
eines freiwilligen Dienstes geht.

Audiovisuelle Medien/Kultur

3J4. April: Bei der Tagung der für Kultur und
audiovisuelle Medien zuständigen Minister der
Union in Brüssel geht es um die Annahme einer
Entschließung zu Kultur und Multimedia, um die
Zusammenarbeit mit den assoziierten Ländern
Mittel- und Osteuropas im Kulturbereich und um
ein Expose der Kommission zum Programm
Raphael.
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Europäisches Währungsinstitut (EWI)

4. April: In Frankfurt stellt das EWI seinen Jah-
resbericht vor. Nach Ansicht des EWI könnten
die geldpolitischen Instrumente der Mitglied-
staaten der EU termingerecht bis zum 31.
Dezember 1996 angepaßt und die neuen Systeme
rechtzeitig eingeführt werden. Um eine einheit-
liche Wechselkurspolitik des Europäischen
Systems der Zentralbanken (ESZB) zu ermögli-
chen, bedarf es nach Auffassung des EWI vor
allem der Übertragung der Devisenreserven von
den nationalen Zentralbanken auf die Europäi-
sche Zentralbank.

Fischerei

6. April: Die Fischereiminister der Gemeinschaft
treffen sich in Brüssel zu einer Tagung. Die
wichtigsten Tagesordnungspunkte sind die Maß-
nahmen zur Erhaltung und Bewirtschaftung der
Fischbestände im NAFO-Gebiet, der Orientie-
rungspreis 1995, die Annahme von Schlußfolge-
rungen zu Treibnetzen sowie das Fischereiab-
kommen zwischen der Europäischen Union und
Marokko.

Polen

6. April: Der polnische Ministerpräsident Oleksy
stattet der Kommission einen Besuch ab, bei dem
es hauptsächlich um den polnischen Wunsch
einer raschen Aufnahme in die EU geht.

EU - Europarat

7. April: Unter Beteiligung des französischen
Europaministers Lamassoure, Kommissionsmit-
glied Van den Broek sowie des Präsidenten des
Ministerkomitees Michaelides und des General-
sekretärs des Europarates, Tarschys, kommt es
in Brüssel zu einer Vierertagung EU - Europa-
rat. Die Teilnehmer beschließen, die Beziehun-
gen zwischen der Gemeinschaft und dem Euro-
parat neu zu beleben und die Koordinierung bei
Kooperationsmaßnahmen mit den neuen Demo-
kratien Mittel- und Osteuropas und den Nachfol-
gestaaten der UdSSR zu verbessern, um deren
Aufnahme in den Europarat zu beschleunigen.

Industrie

7. April: Beim Treffen der Industrieminister der
Union in Brüssel geht es insbesondere um Indu-
striepolitik und Wettbewerbsfähigkeit, um indu-
strielle Zusammenarbeit mit den Ländern Mit-
tel- und Osteuropas sowie um Hochtechnologie-
Industrien und -Unternehmen.

8./9.

Finanzen

April: Die Finanzminister und Noten-
bankchefs der Gemeinschaft kommen in Versail-
les zu einem informellen Treffen zusammen und
beraten über die Einführung einer einheitlichen
europäischen Währung. Nach ihrer Einschätzung
wird die Währungsunion jedoch nicht vor 2002
beginnen können.

Strukturierter Dialog

10. April: Im Rahmen des strukturierten Dialogs
kommen die Außenminister der Gemeinschaft
mit ihren Amtskollegen aus der Visegräd-Gruppe
sowie aus Bulgarien und Rumänien zu einer
gemeinsamen Tagung zusammen. Im Mittel-
punkt der Gespräche stehen die Ausarbeitung des
Weißbuchs im Hinblick auf die Anpassung der
Rechtsvorschriften der assoziierten Länder an
die den Binnenmarkt betreffenden Bereiche als
auch die regionale und interregionale Zusam-
menarbeit.

EU - Tschechische Republik

10. April: In Luxemburg tritt der Assoziationsrat
EU-Tschechische Republik erstmals zusammen.
Auf dieser Tagung geht es vor allem um die
Maßnahmen der Tschechischen Republik im
Hinblick auf ihre Integration in die Europäische
Union sowie um die regionale Zusammenarbeit.

EU - Rumänien

10. April: In Luxemburg findet die erste Tagung
des Assoziationsrates EU - Rumänien statt. The-
menschwerpunkte des Zusammentreffens sind
die Durchführung des Europa-Abkommens, der
Stand der politischen und wirtschaftlichen
Reformen in Rumänien sowie die regionale
Zusammenarbeit Rumäniens und die in diesem
Zusammenhang eingeleiteten Maßnahmen.
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Landwirtschaft Osteuropas

10./11. April: Im Mittelpunkt des Treffens der
Landwirtschaftsminister der Union in Brüssel
stehen der Zuckersektor, außerordentliche
Flächenstillegungen sowie agrimonetäre
Aspekte.

Allgemeine Angelegenheiten

10. April: Die Außenminister der EU-Mitglied-
staaten kommen in Brüssel zu einer Tagung
zusammen. Themenschwerpunkte des Treffens
sind das Funktionieren des EU-Vertrages, der
Entwurf eines Abkommens über wirtschaftliche
und handelspolitische Zusammenarbeit mit
Kroatien, die Nichtverbreitung von Kernwaffen,
eine Finanzhilfe für Albanien, Antipersonenmi-
nen, Handel und Investitionen sowie die Lage im
ehemaligen Jugoslawien.

Europäische Bank für Wiederaufbau und
Entwicklung (EBRD)

10.-11. April: Hauptthema der Jahrestagung der
EBRD in London ist die Prüfung einer Kapita-
lerhöhung aufgrund der hohen Kreditnachfrage
in Osteuropa.

Europa-Abkommen

12. April: In Brüssel werden die Europa-Abkom-
men zwischen der Europäischen Union und den
baltischen Staaten Estland, Lettland und Litauen
paraphiert.

EU - Tunesien

12. April: In Brüssel schließen die Vertreter der
Europäischen Union und Tunesiens ein Koope-
rationsabkommen, daß das 1976 geschlossene
Abkommen ersetzt und die schrittweise Ein-
führung einer Freihandelszone zwischen Tune-
sien und der EU vorsieht.

Nichtweiterverbreitung von Kernwaffen

17. April-12. Mai: In New York tritt die Konfe-
renz zur Überprüfung und Verlängerung des
Atomwaffensperrvertrages zusammen. Nach
heftigen Kontroversen beschließen die Teilneh-
mer zum Abschluß der Konferenz zwar die unbe-
fristete Verlängerung des Vertrages, können sich

jedoch nicht auf ein Schlußdokument zur Prü-
fung der bisherigen Erfolge und Nachteile des
Abkommens einigen.

Aserbaidschan

18. April: Besuch des aserbaidschanischen
Staatspräsidenten Alijew bei der Kommission in
Brüssel. Bei dem Gespräch mit Kommissions-
präsident Santer und Kommissionsmitglied Van
den Broek geht es in erster Linie um eine Inten-
sivierung der Beziehungen zwischen beiden Par-
teien.

Organisation für die Fischerei im
Nordwestatlantik (NAFO)

20. April: Der Fischereistreit zwischen der
Europäischen Union und Kanada wird durch die
Unterzeichnung einer Übereinkunft über Fische-
reifragen im Regelungsbereich der NAFO in
Brüssel beigelegt. Das Abkommen sieht vor, daß
kanadische und europäische Fischer die nahezu
gleiche Fangquote vor der Küste Neufundlands
zuerkannt bekommen und Kanada sein Gesetz
zur Kontrolle der Tätigkeiten spanischer und por-
tugiesischer Schiffe außerhalb der 200-Meilen-
Zone zurücknimmt.

Ausschuß der Regionen (AdR)

20.-21. April: Der AdR tritt zu seiner siebten Ple-
nartagung zusammen. Im Mittelpunkt der
Tagung steht die Rede von Kommissionsmitglied
Wulf-Mathies. in der sie die Gestaltung der
Beziehungen zwischen der Kommission und
dem AdR erläutert. Der AdR verabschiedet des
weiteren Stellungnahmen zur Revision des EU-
Vertrages, zum Aktionsplan zur Drogenbekämp-
fung, zur AIDS-Prävention sowie zur Gemein-
schaftsinitiative für Nordirland und die Grenzbe-
zirke Irlands.

Europarat

24.-28. April: In Straßburg findet die Frühjahrs-
tagung der Parlamentarischen Versammlung des
Europarates statt. Die Versammlung verabschie-
det zum Abschluß ihrer Tagung eine Resolution,
in der die Türkei sowohl zu einem sofortigen
Rückzug ihrer Truppen aus dem Nordirak aufge-
fordert als auch die Schaffung eines genauen
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Zeitplans für die zugesagten Verfassungsände-
rungen verlangt wird.

GASP/Ruanda

25. April: In einer gemeinsamen Erklärung ver-
urteilen die Fünfzehn die Gewalttätigkeiten, bei
denen Tausende von Zivilisten im Flüchtlingsla-
ger Kibeho durch die ruandische Armee den Tod
fanden. Sie weisen außerdem darauf hin, daß die
Unterstützung der EU für die Entwicklung Ruan-
das an die Bedingung geknüpft ist, daß die Men-
schenrechte eingehalten und Fortschritte bei der
nationalen Aussöhnung erzielt werden.

Europäisches Parlament (EP)

25.-27. April: Zusätzliche Plenartagung des EP
in Brüssel. Hauptthema dieser Tagung ist die
Annahme des Berichtigungs- und Nachtrags-
haushaltsplans 1/95 sowie die Erklärung des EP
zu den Massakern in den ruandischen Flücht-
lingslagern.

IWF/Weltbank

25.-27. April: In Washington findet die Frühjahr-
stagung des Internationalen Währungsfonds und
der Weltbank statt. Schwerpunktthemen der
Konferenz sind die Devisenturbulenzen, die
Wirtschaftslage in den großen Industrienationen
als auch der Rückgang der staatlichen Entwick-
lungshilfen.

Bulgarien

25. April: Der bulgarische Ministerpräsident
Videnov stattet der Kommission einen Besuch
ab, bei dem es in erster Linie um den Beitritt Bul-
gariens zur Europäischen Union geht.

Wirtschafts- und Sozialausschuß (WSA)

27. April: Der WSA kommt zu seiner 325. Ple-
nartagung zusammen und nimmt dabei Stellun-
gnahmen an zur Festsetzung der Agrarpreise, zur
Anerkennung der Befähigungsnachweise, zum
Friedensprozeß in Nordirland sowie zur Verun-
reinigung der Luft durch Emissionen von Kraft-
fahrzeugen.

Schengener Abkommen

28. April: Österreich tritt dem Schengener
Abkommen bei.

Mai

Assoziierte Länder Mittel- und Osteuropas

3./10. Mai: Die Kommission stellt ein Weißbuch
zur Vorbereitung der assoziierten mittel- und ost-
europäischen Länder einschließlich der balti-
schen Staaten und Slowenien auf die Integration
in den Binnenmarkt der Union vor. Dieses Weiß-
buch, das keinen Zeitplan und keine Vorschriften
enthält, dient allen Beitrittskandidaten als Orien-
tierungsrahmen bei der Vorbereitung ihrer Volks-
wirtschaften auf die Anforderungen des Binnen-
marktes.

GASP/Kroatien

4. Mai: In einer gemeinsamen Erklärung äußern
sich die Fünfzehn zutiefst besorgt über die Wie-
deraufnahme der Feindseligkeiten in Kroatien
und die gewaltsamen Aktionen gegen die Zivil-
bevölkerung. Sie rufen die beteiligten Parteien
dazu auf, unverzüglich alle militärischen Aktio-
nen einzustellen und begrüßen in diesem Zusam-
menhang erneut die Bemühungen des Sonderbe-
auftragten des Generalsekretärs der Vereinten
Nationen.

EU/USA/Kanada/Japan

4./5. Mai: In Whistler (Kanada) kommt Kom-
missionsvizepräsident Sir Leon Brittan mit dem
Handelsbeauftragten der amerikanischen Regie-
rung, Kantor, und den Handels- und Industrie-
ministern aus Kanada und Japan zusammen, um
insbesondere über die Errichtung und Stärkung
der Welthandelsorganisation zu sprechen. Ein
weiteres Thema der zweitägigen Zusammen-
kunft ist die Vorbereitung des bevorstehenden
westlichen Wirtschaftsgipfels.

Kanada

8. Mai: In Paris kommt Kommissionspräsident
Santer mit dem kanadischen Premierminister
Chretien zusammen. Im Mittelpunkt des
Gesprächs steht die Wiederaufnahme normaler
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bilateraler Beziehungen zwischen der Europäi-
schen Union und Kanada und das Abkommen
über die Fischerei im Regelungsbereich der
NAFO.

GASP/Türkei

9. Mai: In einer gemeinsamen Erklärung
begrüßen die Fünfzehn die Ankündigung des
vollständigen Abzugs der türkischen Truppen aus
dem Norden Iraks. Sie weisen in diesem Zusam-
menhang erneut darauf hin, daß nur eine Erfül-
lung der bestehenden Vereinbarungen durch die
Türkei die Grundlage für die Unterzeichnung des
Abkommens über die Zollunion zwischen der
Europäischen Union und der Türkei schafft.

Regierungskonferenz

10. Mai: In Brüssel stellt die Kommission ihren
Bericht über das Funktionieren des Vertrages
über die Europäische Union vor. Der Bericht
dient der mit der Vorbereitung der Regierungs-
konferenz 1996 beauftragten Reflexionsgruppe
als weitere Arbeitsgrundlage.

Europarat

11. Mai: In Straßburg treffen sich die Außenmi-
nister der Mitgliedstaaten des Europarates zu
einer Tagung. Im Mittelpunkt der Gespräche
steht der von der Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarates angedrohte Ausschluß der
Türkei sowie Deutschlands Beitritt zum Rah-
menabkommen für den Minderheitenschutz in
Europa.

Robinson. Das EP nimmt mit 288 gegen 103
Stimmen bei 76 Enthaltungen eine Ent-
schließung über die Funktionsweise des EU-Ver-
trages an und verabschiedet darüber hinaus Stel-
lungnahmen zur Lage in Ruanda, Äquatorialgui-
nea und Tibet, zur UN-Frauenkonferenz in
Peking sowie zu den Grünbüchern über die Libe-
ralisierung der Telekommunikationsinfrastruktur
und über Mobilkommunikation und Personal
Communications.

Westeuropäische Union (WEU)

75. Mai: In Lissabon treffen sich die Außen- und
Verteidigungsminister der WEU und beraten
über die Umwandlung der Organisation zu einem
militärischen Bündnis. Weitere Themen der
Tagung sind das Verhältnis der WEU zur EU, die
Unterzeichnung der Gründungsdokumente durch
Frankreich, Italien und Spanien für ein Korps zu
Lande, EUROFORCE, und eines zu Wasser,
EUROMARFORCE sowie, im Rahmen der
Gespräche mit den Ministerkollegen aus den zu
der Zeit neun assoziierten Ländern Mittel- und
Osteuropas, die veränderten Bedingungen
europäischer Sicherheit.

Flüchtlingshilfe

22. Mai: Die Flüchtlingsbeauftragte der Verein-
ten Nationen, Ogata, stattet der Kommission
einen Besuch ab. In den Gesprächen geht es ins-
besondere um die Lage in Ruanda und Mosam-
bik und den in diesem Zusammenhang notwen-
digen Programmen zur Wiedereingliederung der
Vertriebenen.

EU - Australien

15. Mai: Der australische Handelsminister
McMullan kommt in Brüssel mit Kommissions-
mitgliedern zum zwölften Treffen auf Minister-
ebene zusammen. Themenschwerpunkte sind der
Ausbau der Zusammenarbeit in bestimmten Poli-
tikfeldern sowie die Erschließung neuer Berei-
che der bilateralen Kooperation.

Europäisches Parlament (EP)

15.-19. Mai: Plenartagung des EP in Straßburg.
Im Vordergrund der Plenartagung steht die Aus-
sprache über die Regierungskonferenz 1996
sowie die Ansprache der irischen Präsidentin

Strukturierter Dialog

22. Mai: Gemeinsame Tagung der Wirtschafts-
und Finanzminister der Europäischen Union, der
assoziierten Länder Mittel- und Osteuropas und
der baltischen Staaten im Rahmen des struktu-
rierten Dialogs in Brüssel. Im Vordergrund der
Tagung steht das Weißbuch über die Annäherung
der Rechtsvorschriften im Bereich des Binnen-
marktes und die gesamtwirtschaftlichen Um-
strukturierungsprogramme.

USA

22. Mai: Der Handelsbeauftragte der amerikani-
schen Regierung, Kantor, stattet der Kommission
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einen Besuch ab. In den Gesprächen geht es ins-
besondere um die Einleitung der Verhandlungen
über ein multilaterales Investitionsübereinkom-
men im Rahmen der OECD und der Welthan-
delsorganisation sowie über den Antrag der USA
auf Kompensation durch die Erweiterung der
Europäischen Union.

Wirtschaft und Finanzen

22. Mai: Die für Wirtschaft und Finanzen zustän-
digen Minister der Union kommen in Brüssel zu
einer Tagung zusammen und beraten vor allem
über die Anlegerentschädigungssysteme sowie
über weitere Finanzhilfen für die Ukraine. Wei-
tere Themen sind die Betrugsbekämpfung, die
transeuropäischen Netze sowie die Wirtschafts-
prognosen für das Frühjahr 1995.

OECD

23J24. Mai: Jahrestagung des OECD-Rates auf
Ministerebene. Neben den Beratungen zur
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit einigen sich
die Minister auf die Einführung eines flexiblen
Systems für die Zusammenarbeit und den Dia-
log mit den einzelnen Regionen der Welt.

GASP/Bosnien-Herzegowina

29. Mai: In einer gemeinsamen Erklärung ver-
leihen die Fünfzehn ihrer Sorge über die sich
verschlechternde Lage in Bosnien-Herzegowina
Ausdruck und äußern tiefe Empörung über die
vorsätzliche Beschießung der Zivilbevölkerung
und die Geiselnahme von Soldaten und Beob-
achtern der Vereinten Nationen.

EU - Bulgarien

29. Mai: In Brüssel findet die erste Tagung des
Assoziationsrates EU - Bulgarien statt. Themen-
schwerpunkte dieses Treffens sind die Strategie
zur Vorbereitung des Beitritts Bulgariens zur
Europäischen Union sowie die Entwicklung der
regionalen Zusammenarbeit und Sicherheitsfra-
gen.

Landwirtschaft

29. Mai: Auf der Tagung der Landwirtschaftsmi-
nister der Mitgliedstaaten der Union geht es

hauptsächlich um die Festsetzung der Grund-
und Ankaufspreise für Obst und Gemüse als auch
um die Rückwirkung im Milchsektor. Darüber
hinaus beraten die Minister über den Baumwoll-
sektor, die Konsolidierung der Milchquoten für
Italien und Griechenland, den Schutz der Tiere
beim Transport sowie über die Reform der
gemeinsamen Marktorganisation für Wein.

Kontaktgruppe

29. Mai: In Den Haag kommen die Außenmini-
ster der Bosnien-Kontaktgruppe zusammen und
fordern in einer gemeinsamen Erklärung die
Freilassung aller in Bosnien festgehaltenen Gei-
seln. Sollten die Geiseln nicht korrekt behandelt
werden, drohen die Außenminister der USA,
Rußlands, Frankreichs, Großbritanniens und
Deutschlands den bosnischen Serben mit schwe-
ren Konsequenzen.

Allgemeine Angelegenheiten

29. Mai: Tagung der für Allgemeine Angelegen-
heiten zuständigen Minister der Mitgliedstaaten
der Union in Brüssel. Im Mittelpunkt der
Gespräche stehen die Berücksichtigung der
Grundsätze der Demokratie und der Menschen-
rechte in Abkommen zwischen der Gemeinschaft
und Drittländern, die Politik der EU gegenüber
der Ostseeregion, die Lage in Bosnien-Herzego-
wina, die Beteiligung Kroatiens an der Aktion
PHARE, die Beziehungen der EU zu Japan
sowie der Handelsstreit zwischen Japan und den
USA.

EU - Slowakische Republik

29. Mai: Erste Tagung des Assoziationsrates EU-
Slowakische Republik in Brüssel. Tagesord-
nungspunkte des Treffens sind die Schwierigkei-
ten der Slowakischen Republik im Bereich der
Anpassung an den Binnenmarkt sowie das Weiß-
buch über die Vorbereitung der mittel- und ost-
europäischen Länder auf den Beitritt zur
Europäischen Union.

EWR

30. Mai: In Brüssel findet die dritte Tagung des
EWR-Rates statt. Die Teilnehmer verabschieden
eine gemeinsame Erklärung zum politischen
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Dialog, in der die praktischen Modalitäten für
den Ausbau dieses Dialogs festgelegt werden.
Weitere Themen sind der Friedensprozeß im
Nahen Osten, die Konferenz EU - Mittelmeer,
die Lage im ehemaligen Jugoslawien sowie die
europäische Sicherheitsarchitektur.

Wirtschafts- und Sozialausschuß (WSA)

31. Mai/]. Juni: Auf seiner 326. Plenartagung
nimmt der WSA Stellungnahmen an zur Nutzung
von Kabelfernsehnetzen, zu Gefahrguttranspor-
ten auf der Schiene, zum gemeinschaftlichen
Sortenschutz, zu Interventionen im Bereich
Fischerei und Aquakultur sowie zum fünften
periodischen Bericht über die sozioökonomische
Lage und Entwicklung der Regionen der
Gemeinschaft.

Juni

Ukraine

1. Juni: In Brüssel unterzeichnen Vertreter der
Kommission und der Ukraine ein Interimsab-
kommen, das den handelspolitischen Teil des
zwischen der EU und der Ukraine bereits
geschlossenen Partnerschafts- und Kooperations-
abkommen in Kraft setzt.

Entwicklung

7. Juni: Die Entwicklungshilfeminister der Mit-
gliedstaaten der Union kommen in Luxemburg
zu einer Tagung zusammen, bei der es insbeson-
dere um die Komplementarität zwischen den
Entwicklungspolitiken und -aktionen der Union
und den Mitgliedstaaten, um Strukturanpassung,
um Entwicklungsforschung, um die Lage in
Ruanda, sowie um die Unterstützung der
Bemühungen der Entwicklungsländer um regio-
nale Integration als auch um die Entwicklungs-
zusammenarbeit mit Südafrika geht.

stigerer Rahmenbedingungen für die Entwick-
lung der transeuropäischen Netze im Energiebe-
reich sowie das Grünbuch „Für eine Energiepo-
litik der Europäischen Union".

Regierungskonferenz

2./3. Juni: In Taormina (Sizilien) hält die Refle-
xionsgruppe zur Vorbereitung der Regierungs-
konferenz 1996 ihre konstituierende Sitzung. Die
Gruppe besteht aus den persönlichen Beauftrag-
ten der Außenminister der Mitgliedstaaten der
EU, aus einem persönlichen Vertreter des Präsi-
denten der Kommission sowie aus zwei Abge-
ordneten des Europäischen Parlaments.

Gesundheit

2. Juni: Bei der Tagung der Gesundheitsminister
der Mitgliedstaaten der Union in Luxemburg
geht es schwerpunktmäßig um folgende Themen:
Krebsbekämpfung, Sicherheit von Bluttransfu-
sionen und Selbstversorgung mit Blut, Aktions-
programm zur Gesundheitsförderung, -auf-
klärung, -erziehung und -ausbildung, Aktions-
programm zur Prävention von AIDS und ande-
ren übertragbaren Krankheiten, Aktionsplan der
EU im Bereich der Drogenbekämpfung.

Binnenmarkt

6. Juni: Die für den Binnenmarkt zuständigen
Minister der einzelnen Mitgliedstaaten der
Union kommen in Luxemburg zu einer Tagung
zusammen, bei der es insbesondere um die ein-
heitliche Anwendung des Gemeinschaftsrechts
und die Ahndung von Verstößen gegen das
Gemeinschaftsrecht im Bereich des Binnen-
marktes, um die gegenseitige Unterrichtung über
nationale Maßnahmen, die vom Grundsatz des
freien Warenverkehrs in der Gemeinschaft
abweichen, und um den rechtlichen Schutz von
Datenbanken geht.

Energie

1. Juni: Tagung der für Energie zuständigen
Minister der Union in Luxemburg. Themen-
schwerpunkte der Zusammenkunft sind der
Elektrizitätsbinnenmarkt, die Leitlinien für die
Ausgestaltung der transeuropäischen Netze im
Energiebereich, die Aktionen zur Schaffung gün-

Strukturierter Dialog

6. Juni: Gemeinsame Tagung der für den Bin-
nenmarkt zuständigen Minister der Union sowie
der assoziierten Länder Mittel- und Osteuropas
und den baltischen Staaten in Luxemburg. Wich-
tigster Tagesordnungspunkt des Treffens ist das
Weißbuch über die Angleichung der Rechtsvor-
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schritten im Bereich des Binnenmarktes, das den
assoziierten Ländern offiziell vorgestellt wird.

Europäische Verkehrsministerkonferenz

7./8. Juni: Die Verkehrsminister aus den EU- und
EFTA-Staaten, aus Mittel- und Osteuropa, aus
den USA, Kanada, Australien und Neuseeland
beraten in Wien über eine europaweite Kontin-
gentierung von sicherheits- und umweltgefähr-
denden Omnibussen sowie über eine Anglei-
chung der Techniken in der europäischen Eisen-
bahnindustrie.

Strukturierter Dialog

9. Juni: Im Rahmen des strukturierten Dialogs
findet in Luxemburg die erste gemeinsame For-
schungsministertagung zwischen der Europäi-
schen Union, den assoziierten Ländern Mittel-
und Osteuropas und den baltischen Staaten statt.
Neben einer Bilanzierung der Zusammenarbeit
mit den Ländern Mittel- und Osteuropas und den
baltischen Staaten im Zeitraum 1992 - 1994 im
Bereich Forschung und technologische Entwick-
lung, geht es insbesondere um die einzelstaatli-
chen Maßnahmen zur Förderung der Annähe-
rung an die Europäische Union.

Europäischer Rat

9. Juni: In Paris kommen die fünfzehn Staats-
und Regierungschefs der Europäischen Union zu
einem informellen Treffen zusammen und bera-
ten über den bevorstehenden Gipfel in Cannes,
die Arbeiten zur Regierungskonferenz 1996
sowie über die Lage in Bosnien.

Forschung

9. Juni: Die Forschungsminister der Mitglied-
staaten der Union treffen sich zu einer Tagung in
Luxemburg. Tagesordnungspunkte sind die
Koordinierung der FTE-Politiken, die Anpas-
sung der FTE-Rahmenprogramme infolge der
Erweiterung, die Vorbereitung der Tagung des
ITER-Verwaltungsrates, die INTAS-Vereinigung
sowie die gemeinsame Tagung des Rates (For-
schung) und der Forschungsminister der assozi-
ierten Länder Mittel- und Osteuropas und der
baltischen Staaten.

EU - Zypern

12. Juni: In Luxemburg tagt der Assoziationsrat
EU - Zypern, bei dem es in erster Linie um die
Beitrittsperspektiven Zyperns zur Europäischen
Union geht. Zum Abschluß des Treffens nimmt
der Assoziationsrat eine gemeinsame Ent-
schließung zur Einführung eines strukturierten
Dialogs zwischen der EU und Zypern sowie zu
einigen Aspekten der Vorbereitungsstrategie des
Beitritts Zyperns in die EU an.

EU - Malta

12. Juni: Achte Tagung des Assoziationsrates EU
- Malta in Luxemburg. Zentrales Thema der
Tagung sind die Perspektiven Maltas auf einen
Beitritt zur Europäischen Union und die Einlei-
tung eines strukturierten Dialogs zwischen den
beiden Parteien. In der gemeinsamen Ent-
schließung, die der Assoziationsrat zum
Abschluß seiner Tagung annimmt, wird schließ-
lich die Einleitung eines strukturierten Dialogs,
der gleichwertig mit dem Dialog mit den Län-
dern Mittel- und Osteuropas ist, offiziell verkün-
det.

Europäisches Parlament (EP)

12.-16. Juni: Plenartagung des EP in Straßburg.
Im Vordergrund der Tagung steht die Aussprache
über die Vorbereitung des Europäischen Rates in
Cannes, an der sowohl Kommissionspräsident
Santer als auch der amtierende Ratspräsident
Barnier teilnehmen. Im Anschluß an die Aus-
sprache nimmt das EP sechs Entschließungen an
zum Jahrestag des Massakers auf dem Platz des
himmlischen Friedens, zur Bedrohung der Pres-
sefreiheit in Ägypten, zur Todesstrafe in den
USA und zur Menschenrechtssituation in Birma,
im Iran und in Syrien.

Baltische Staaten

12. Juni: Die Europa-Abkommen zwischen der
Europäischen Union und den drei baltischen
Staaten werden in Brüssel von Kommissionsmit-
glied Van den Broek und dem amtierenden Rat-
spräsidenten Barnier sowie von den Ministerprä-
sidenten Estlands, Lettlands und Litauens unter-
zeichnet.
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Allgemeine Angelegenheiten

12. Juni: Die für Allgemeine Angelegenheiten
zuständigen Minister der Mitgliedstaaten der
Union treffen sich in Luxemburg zu einer
Tagung, in deren Mittelpunkt folgende Themen
stehen: Darlehen an die Ukraine, Unterzeich-
nung der Abkommen mit den baltischen Staaten,
Südafrika, Beziehungen zum Mercosur, ehema-
liges Jugoslawien, Änderungen an den Zusatz-
protokollen über den Handel mit Textilwaren zu
den Europa-Abkommen mit den mittel- und ost-
europäischen Ländern.

Telekommunikation

13. Juni: Tagung der für Telekommunikation
zuständigen Minister der Mitgliedstaaten der
Union in Luxemburg. Die wichtigsten Tagesord-
nungspunkte des Treffens sind die Entwicklung
des künftigen ordnungspolitischen Rahmens für
die Telekommunikation, die Einführung des
offenen Netzzugangs (ONP) beim Sprachtele-
fondienst, die Mobil- und persönliche Kommu-
nikation in der Europäischen Union sowie die
Informationsgesellschaft.

Bekämpfung des Terrorismus und des organisier-
ten Verbrechens.

Fischerei

15. Juni: Tagung der Fischereiminister der
Gemeinschaft in Luxemburg. Die wichtigsten
Tagesordnungspunkte des Treffens sind die
Regelung zur Steuerung des Fischereiaufwands,
die Gemeinschaftsquote für schwarzen Heilbutt
sowie die Verlängerung des NAFO-Pilotpro-
gramms für Beobachter an Bord von Fischerei-
fahrzeugen.

EU - Kanada

17. Juni: Im Rahmen der transatlantischen
Erklärung kommt es in Halifax zu einem Treffen
hochrangiger Vertreter der Europäischen Union
und Kanada. Im Mittelpunkt der Gespräche, die
am Rande des westlichen Wirtschaftsgipfels
stattfinden, stehen der Ausbau der transatlanti-
schen Beziehungen, die Beziehungen im Fische-
reisektor im Rahmen der NAFO sowie die Pro-
bleme in Verbindung mit dem Pelzhandel.

EU - USA

14. Juni: Im Rahmen der transatlantischen
Erklärung kommt es in Washington zu einem
Ministertreffen, an dem der amerikanische Prä-
sident Clinton, der französische Staatspräsident
Chirac und Kommissionspräsident Santer teil-
nehmen. Neben den Gesprächen über die bilate-
ralen Beziehungen beauftragen die Teilnehmer
eine Expertengruppe, für das nächste Treffen
eine Beurteilung der bisher erzielten Fortschritte
vorzulegen und Vorschläge zum Ausbau der Part-
nerschaft zu unterbreiten.

G7
15.-17. Juni: In Halifax findet der 21. Wirt-
schaftsgipfel der sieben führenden Industriestaa-
ten statt. Im Mittelpunkt der Gespräche stehen
folgende Themen: Bekämpfung der Arbeitslosig-
keit, die Rolle internationaler Organisationen bei
der Stärkung der Weltwirtschaft, die Einführung
eines Krisenfinanzierungsmechanismus, die
Armutsbekämpfung, die humanitäre Soforthilfe,
die Einhaltung der Verpflichtungen von Rio, die
Rolle der Organisation der Vereinten Nationen
sowie die internationale Zusammenarbeit bei der

Beschäftigung

19. Juni: In Brüssel findet die 48. Tagung des
ständigen Ausschusses für Beschäftigungsfragen
statt. Dabei geht es um die Prüfung eines Zwi-
schenberichts über die Folgemaßnahmen des
Europäischen Gipfels von Essen im Bereich der
Beschäftigung.

Westeuropäische Union (WEU)

19.-22. Juni: In Paris findet die Frühjahrstagung
der Parlamentarischen Versammlung der WEU
statt. Im Vordergrund der Tagung stehen die
Arbeiten zur Regierungskonferenz 1996, die
künftige Struktur der europäischen Streitkräfte
sowie die transatlantische Kooperation im
Bereich Sicherheit und Verteidigung. Die Abge-
ordneten sprechen sich dafür aus, die WEU stär-
ker in die EU zu integrieren, was auch vom deut-
schen Außenminister Kinkel in seiner Rede
befürwortet wird.

EU - Japan

19. Juni: In Paris kommt es zu einem Minister-
treffen zwischen dem amtierenden Präsidenten
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des Europäischen Rates, Chirac, und dem japa-
nischen Ministerpräsidenten Murayama und
Kommissionspräsident Santer. Dabei stehen ins-
besondere vier Themen im Mittelpunkt: der bila-
terale Handel, das gemeinsame Bekenntnis
Japans und der EU zum multilateralen Handels-
system und zur Stärkung der Rolle der Welthan-
delsorganisation, die Beziehungen der EU und
Japans zu den USA, die Intensivierung des poli-
tischen Dialogs zwischen der EU und Japan.

Wirtschaft und Finanzen

19. Juni: Die Wirtschafts- und Finanzminister
der Union tagen in Luxemburg. Dabei geht es in
erster Linie um die Grundzüge der Wirtschafts-
politik der Mitgliedstaaten und der Union, die
übermäßigen Defizite in Deutschland, Öster-
reich, Finnland und Schweden, die finanzielle
Vorausschau, den Jahresbericht über Betrugs-
bekämpfung und das neue Arbeitsprogramm für
das Jahr 1995 sowie um den Schutz der finanzi-
ellen Interessen der Gemeinschaft.

Verkehr

19./20. Juni: In Luxemburg treffen sich die Ver-
kehrsminister der Mitgliedstaaten der Gemein-
schaft zu einer Tagung. Tagesordnungspunkte
sind dabei insbesondere die Außenbeziehungen
der Gemeinschaft im Seeverkehr, das transeuro-
päische Verkehrsnetz, die Beziehungen zu den
Vereinigten Staaten im Luftverkehrsbereich, die
Sicherheit von Ro-Ro-Passagierfährschiffen
sowie die Forschung im Verkehrsbereich.

Landwirtschaft

19.-22. Juni: Tagung der Landwirtschaftsmini-
ster der Gemeinschaft in Brüssel. Zentrales
Thema ist die politische Einigung auf der Grund-
lage eines Gesamtkompromisses, der folgende
Teile beinhaltet: Reform der Milchquoten und
des Baumwollsektors, Tiertransporte, agrimo-
netäre Regelungen, Preise für landwirtschaftli-
che Erzeugnisse und flankierende Maßnahmen
1995- 1996.

Strukturierter Dialog

20. Juni: Gemeinsame Justiz- und Innenmini-
stertagung der Europäischen Union, der assozi-

ierten Länder Mittel- und Osteuropas und der
baltischen Staaten in Luxemburg. Der Meinungs-
austausch beinhaltet eine Diskussion über die
Migrationsbewegungen, die Zusammenarbeit der
Polizei und deren Fortbildungsbedarf sowie die
Bekämpfung der organisierten Kriminalität und
die Verstärkung der Kooperation der Justizbehör-
den.

Justiz und Inneres

20./21. Juni: Auf ihrer Tagung in Luxemburg
beraten die Justiz- und Innenminister der Union
insbesondere über das Europol-Übereinkommen,
die Übereinkommen über das Zollinformations-
system (ZIS) und über den Schutz der finanziel-
len Interessen der Union sowie über die Lasten-
teilung hinsichtlich der Aufnahme und des vorü-
bergehenden Aufenthalts von Vertriebenen.

Audiovisuelle Medien/ Kultur

21. Juni: Die für Kultur und audiovisuelle
Medien zuständigen Minister der Union tagen in
Luxemburg. Die Hauptgesprächsthemen der
Tagung sind vor allem das Programm MEDIA II
sowie das Programm Kaleidoskop 2000.

Umwelt

22J23. Juni: Die Umweltminister der Gemein-
schaft kommen in Brüssel zu einer zweitägigen
Tagung zusammen und beraten über folgende
Themen: Integrierte Vermeidung und Verminde-
rung der Umweltverschmutzung, Beurteilung
und Kontrolle der Luftqualität, Vorschriften über
den Besitz von und den Handel mit Exemplaren
wildlebender Tier- und Pflanzenarten, Begren-
zung der Gefahren bei Unfällen mit gefährlichen
Stoffen, Klimaänderung, Baseler Übereinkom-

Rumänien

22. Juni: Der rumänische Ministerpräsident
Vacaroiu übergibt dem amtierenden Ratspräsi-
denten der Europäischen Union, Barnier, den
offiziellen Antrag Rumäniens auf Mitgliedschaft
in der EU.
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Allgemeine Angelegenheiten

22.123. Juni: Auf einer informellen Tagung erzie-
len die fünfzehn Außenminister der Union eine
vorläufige Übereinkunft über die Höhe der Ent-
wicklungshilfe der Europäischen Union. Diese
beträgt für die ärmsten Staaten der AKP-Gruppe
bis 1999 13,3 Mrd. ECU.

Europäischer Rat

26J27. Juni: In Cannes findet die Tagung der
Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten
der Europäischen Union statt, bei der es erstmals
auch zu einer gemeinsamen Sitzung mit den
Staats- und Regierungschefs und den Außenmi-
nistern der assoziierten Länder Mittel- und Ost-
europas, der baltischen Staaten sowie Zyperns
und Maltas kommt. Im Mittelpunkt der Tagung
stehen Wirtschafts- und Währungsfragen und die
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Der Europäi-
sche Rat gelangt außerdem zu einer Einigung
über die Höhe der Mittel, die bis 1999 für die
finanzielle Zusammenarbeit mit den Ländern
Mittel- und Osteuropas und den Mittelmeerlän-
dern bereitzustellen sind sowie über den Umfang
und die Finanzierung des achten Europäischen
Entwicklungsfonds (EEF).

Europarat

27.-30. Juni: Auf der Sommersitzung der Parla-
mentarischen Versammlung des Europarates in
Straßburg stimmen die Abgeordneten für die
Aufnahme Albaniens und Moldawiens in den
Europarat.

EGKS

28. Juni: Der beratende Ausschuß der EGKS tritt
in Luxemburg zu seiner 320. Tagung zusammen.
Die wichtigsten Tagesordnungspunkte des Aus-
schusses sind die Entschließung zu dem Grün-
buch über die Leitlinien der Energiepolitik der
Union, die Entschließung zur sozialen For-
schung, die Kontrolle der Beihilfen für die Stah-
lindustrie sowie der Entwurf des EGKS-Funkti-
onshaushaltsplans.

Arbeit und Soziales

29. Juni: Tagung der Arbeits- und Sozialminister
der Union in Luxemburg. Bei den Gesprächen
der Minister geht es hauptsächlich um die Ände-
rung der Arbeitsmittel-Richtlinie, die Beschäfti-
gung älterer Arbeitnehmer sowie um die Qualität
der beruflichen Bildung.

Slowakische Republik

27. Juni: Der slowakische Ministerpräsident
Meciar übergibt dem amtierenden Ratspräsiden-
ten der EU, de Charette, den formellen Beitritts-
antrag seines Landes zur Europäischen Union.

Europäisches Parlament (EP)

27.-29. Juni: Zusätzliche Plenartagung des EP in
Brüssel. Die Tagung wird dominiert von der
Rede des Kommissionspräsidenten Santer, der
über den G7-Gipfel von Halifax und den
Europäischen Rat von Cannes berichtet. Im
Zusammenhang mit dem Europäischen Rat in
Cannes betont Santer insbesondere, daß die
Kommission in ihren Prioritäten - Beschäftigung
und Wirtschafts- und Währungsunion - vom
Europäischen Rat darin bestärkt wurde, an den
im EU-Vertrag festgeschriebenen Verpflichtun-
gen festzuhalten. Die Versammlung nimmt
außerdem eine gemeinsame Erklärung des EP
und der Kommission zum Jahresgesetzgebungs-
programm an.

Allgemeine Angelegenheiten

30. Juni: In Genf treffen sich die fünfzehn
Außenminister der Union zu einer Sondertagung
und beraten über die Verhandlungen über Dienst-
leistungen im Rahmen der Welthandelsorganisa-
tion.

EU - AKP

30. Juni: In Brüssel tagt die AKP-EU-Minister-
konferenz. Dabei erzielen die Teilnehmer eine
generelle Einigung in den handelspolitischen
Fragen, im Bereich institutionelle Aspekte sowie
bei der Zusammenarbeit bei der Finanzierung
der Entwicklung mit Annahme des Finanzproto-
kolls Lome IVa.

EUREKA-Konferenz

30. Juni: 13. EUREKA-Ministerkonferenz in
Interlaken. Im Mittelpunkt der Gespräche stehen
die Aufnahme Polens und der Tschechischen
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Republik sowie die Billigung von 147 neuen
Projekten.

brenica, Tibet, Rumänien, Mexiko und zur Ent-
führung von EU-Bürgern in Kaschmir an.

Juli

Präsidentschaft

1. Juli: Der Ratsvorsitz der Europäischen Union
geht von Frankreich an Spanien über.

Wirtschafts- und Sozialausschuß (WSA)

5./6. Juli: Auf seiner 327. Tagung, an der auch
der Präsident des Europäischen Parlaments,
Hänsch, teilnimmt, nimmt der WSA insbeson-
dere Stellung zum Grünbuch „Für eine Energie-
politik der Europäischen Union", zu dem Pro-
gramm Raphael sowie zur Anpassung des vier-
ten FTE-Rahmenprogramms infolge der Erwei-
terung als auch zur vierten Weltfrauenkonferenz
und zu Media II.

Marokko

6. Juli: Der marokkanische Premierminister und
Minister für auswärtige Angelegenheiten, Filali,
stattet der Kommission einen Besuch ab. Zen-
trale Themen der Zusammenkunft sind die Fest-
legung von Bedingungen für eine Wiederauf-
nahme der Verhandlungen über das Fischerei-
und Assoziierungsabkommen zwischen der
Union und Marokko sowie die vom Europäi-
schen Rat in Cannes bekräftigte neue Mittel-
meerpolitik der Europäischen Union.

Europäisches Parlament (EP)

10.-14. Juli: Plenartagung des EP in Straßburg.
Die Tagung, an der auch der französische Staats-
präsident Chirac und Kommissionspräsident
Santer teilnehmen, wird dominiert von der Aus-
sprache über die Ergebnisse des Europäischen
Rates von Cannes, von der Bilanzierung der fran-
zösischen Ratspräsidentschaft sowie von der
Vorstellung des Arbeitsprogramms des spani-
schen Ratsvorsitzes. Des weiteren wählt das EP
in Anwendung von Artikel 138e EGV den Fin-
nen Jacob Söderman zum Bürgerbeauftragten
der Europäischen Union. Das EP nimmt außer-
dem zahlreiche Entschließungen zur Lage in Sre-

Wirtschaft und Finanzen

10. Juli: Tagung der Wirtschafts- und Finanzmi-
nister der Mitgliedstaaten der Union in Brüssel.
Die wichtigsten Tagesordnungspunkte des Tref-
fens sind dabei die Grundzüge der Wirtschafts-
politik der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft
sowie das Verfahren bei einem übermäßigen
öffentlichen Defizit. Weitere Themen sind die
harmonisierten Verbraucherpreisindizes, die Ver-
handlungen über Finanzdienstleistungen im Rah-
men der WTO sowie die Erläuterung des Arbeit-
sprogramms der spanischen Ratspräsidentschaft.

GASP/Bosnien-Herzegowina

13. Juli: In einer gemeinsamen Erklärung verur-
teilen die Fünfzehn die Angriffe der bosnischen
Serben auf die UN-Schutzzone Srebrenica und
fordern neben der sofortigen Einstellung der
Offensive, die uneingeschränkte Beachtung des
Status der Sicherheitszone durch alle Parteien
sowie die bedingungslose Freilassung aller Gei-
seln und des festgehaltenen Personals der Unpro-
for.

Europarat

13. Juli: Albanien und die Republik Moldawien
werden in den Europarat aufgenommen.

Nepal

13. Juli: In Brüssel kommt es zur Paraphierung
eines Handels- und Kooperationsabkommens
zwischen der Europäischen Union und Nepal.
Ziel des Abkommens ist die Schaffung eines
institutionellen Rahmens für den Dialog zwi-
schen der Union und Nepal im Hinblick auf die
Menschenrechte und die Durchführung der
demokratischen Grundsätze.

Vietnam

17. Juli: Vertreter der Europäischen Union und
Vietnams unterzeichnen in Brüssel ein Koopera-
tionsrahmenabkommen, das vor allem den
Marktzugang, die Förderung der Investitionen,
die wirtschaftliche Zusammenarbeit, den
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Umweltschutz als auch die nachhaltige Entwick-
lung Vietnams regelt.

Rußland

17. Juli: Kommissionsmitglied Van den Broek
und der amtierende Ratspräsident Solana treffen
in Brüssel mit dem russischen Außenminister
Kosyrew zusammen und unterzeichnen ein Inte-
rimsabkommen über Handel und Handelsfragen
zwischen der EU und Rußland. Das Abkommen
ermöglicht die Umsetzung des handelspoliti-
schen Teils und den damit verbundenen Maßnah-
men des schon abgeschlossenen Partnerschafts-
und Kooperationsabkommens bereits vor dem
Abschluß der Ratifizierungsverfahren.

Allgemeine Angelegenheiten

17. Juli: Tagung der für Allgemeine Angelegen-
heiten zuständigen Minister der Union in Brüs-
sel. Zentrale Themen der Zusammenkunft, an der
auch der russische Außenminister Kosyrew teil-
nimmt, sind: Ehemaliges Jugoslawien, Beitritts-
anträge Rumäniens und der Slowakei, Nahrungs-
mittelhilfe für bestimmte Länder des Kaukasus
und Mittelasiens, WTO-Interimsabkommen über
Finanzdienstleistungen, Kooperationsabkommen
mit Vietnam, Europa-Mittelmeerabkommen mit
Tunesien, Interimsabkommen mit Rußland.

EU - Ungarn

17. Juli: In Brüssel kommt es zur zweiten
Tagung des Assoziationsrates EU - Ungarn. Auf
der Tagung geht es insbesondere um den Stand
der Reformen in Ungarn sowie um den Abschluß
des Vertrages über gute Nachbarschaft zwischen
Ungarn und der Slowakei.

Polen

18. Juli: Der polnische Außenminister Bartosze-
wski trifft in Brüssel zu einem Gespräch mit
Kommissionsmitglied Van den Broek zusam-
men, bei dem es in erster Linie um das Ersuchen
der polnischen Regierung, an der Vorbereitung
der Regierungskonferenz 1996 beteiligt zu wer-
den, geht.

Ausschuß der Regionen (AdR)

19./20. Juli: Im Mittelpunkt der achten Plenarta-
gung des AdR steht die Ansprache des Präsiden-
ten des Europäischen Parlaments, Hänsch, der
daran erinnert, daß die Beziehungen zwischen
dem AdR und dem EP vom Geist der Zusam-
menarbeit und der gegenseitigen Ergänzung
geprägt sein sollten. Des weiteren spricht Hänsch
über die Themenbereiche der Regierungskonfe-
renz 1996 und weist darauf hin, daß die EU von
den Grundsätzen Effizienz, Bürgernähe und
demokratische Legitimität geprägt sein sollte.

Landwirtschaft

17. Juli: Die Landwirtschaftsminister der Union
tagen in Brüssel. Dabei geht es insbesondere um
die Zusatzstoffe in der Tierernährung, um die
Funktionsweise der Einfuhrregelung bei Bana-
nen, um die Erhöhung des Kontingents für die
Einfuhr von Bananen aus Drittländern und die
nicht-traditionelle Einfuhr aus AKP-Ländern
sowie um die Landwirtschaft in den Berggebie-
ten.

EU - Polen

17. Juli: Zweite Tagung des Assoziationsrates
EU - Polen in Brüssel. Wichtigste Themen des
Treffens sind die Beitrittsstrategie, die regionale
Zusammenarbeit und Sicherheitsfragen sowie
die bilateralen Beziehungen zwischen der
Europäischen Union und Polen.

EU - Golfkooperationsrat (GCC)

20. Juli: In Granada tagt die Troika der Europäi-
schen Union und des GCC. Auf der Tagung geht
es hauptsächlich um den Stand der Beziehungen
zwischen der EU und dem Golf-Kooperationsrat
sowie um die weitere Entwicklung der politi-
schen und wirtschaftlichen Beziehungen.

EGKS

20. Juli: In Luxemburg findet die 321. und die
322. außerordentliche Tagung des beratenden
EGKS-Ausschusses statt. Zentrale Themen der
beiden Tagungen sind: Entwürfe der Kommis-
sion über die Abschlüsse von Interimsabkommen
über Handel und Handelsfragen zwischen der
Union und der Republik Moldawien und der
Russischen Föderation, Markt für feste Brenn-
stoffe in der Gemeinschaft 1994 und Marktaus-
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sichten für 1995, Entwurf des EGKS-Funktions-
haushaltsplans für 1996.

GASP/Israel

24. Juli: Die Fünfzehn geben in einer gemeinsa-
men Erklärung ihrem Entsetzen über den Terror-
anschlag in Ramat-Gan Ausdruck und hoffen
gleichzeitig, daß dieser Anschlag den Fortgang
des Friedensprozesses im Nahen Osten nicht
beeinträchtigen wird.

EU - USA

24J25. Juli: Im Rahmen der transatlantischen
Erklärung treffen sich Vertreter der Europäischen
Union und der Vereinigten Staaten in Washing-
ton zu Gesprächen, in denen es in erster Linie
um die Stärkung und Vertiefung der transatlanti-
schen Beziehungen geht.

Haushalt

24. Juli: Auf der Tagung der Haushaltsminister
der Union in Brüssel geht es ausschließlich um
den Entwurf des Gesamthaushaltsplans für 1996.

Europol

26. Juli: In Brüssel unterzeichnen die Vertreter
der Mitgliedstaaten der Union das Europol-Übe-
reinkommen.

August

GASP/OSZE

/. August: Anläßlich des 20. Jahrestages der
Unterzeichnung der KSZE-Schlußakte von Hel-
sinki bekräftigen die Fünfzehn in einer gemein-
samen Erklärung ihre Ansicht, daß die OSZE
beim Aufbau eines vereinten, stabilen und siche-
ren Europas eine wichtige Rolle spielen muß.
Des weiteren betonen sie erneut die Entschlos-
senheit der Mitgliedstaaten der EU, die mit der
Unterzeichnung der KSZE-Schlußakte eingegan-
genen Verpflichtungen zu erfüllen.

ASEAN

1.-3. August: Im Sultanat Brunei findet die
Außenministerkonferenz der ASEAN mit dem
Regionalforum statt. Auf der Tagung, an der auch
Vertreter der EU, der USA, Kanadas, Rußlands,
Japans, Chinas, Südkoreas, Australiens und Neu-
seelands teilnehmen, geht es insbesondere um
die französischen Atomtests, um das Waffenem-
bargo gegen Bosnien-Herzegowina sowie um die
Politik gegenüber Myanmar.

GASP/Kroatien

4. August: In einer gemeinsamen Erklärung
äußern sich die Fünfzehn zutiefst besorgt über
die Wiederaufnahme der Feindseligkeiten in
Kroatien und appellieren erneut an alle Parteien,
die Feindseligkeiten einzustellen, der Zivilbevöl-
kerung Leiden zu ersparen und die Friedensver-
handlungen wiederaufzunehmen.

Kroatien

6. August: In Genf treffen sich der EU-Vermitt-
ler Bildt, Kommissionsmitglied Van den Broek
und der amtierende Ratspräsident Solana mit
UN-Vermittler Stoltenberg und dem kroatischen
Außenminister Granic zu einem Gespräch, in
dessen Mittelpunkt die durch den Krajina-Krieg
ausgelöste humanitäre Krise steht.

GASP/Sri Lanka

9. August: In einer gemeinsamen Erklärung ver-
urteilen und bedauern die Fünfzehn die Bombe-
nanschläge vom 7. August und fordern sowohl
die Regierung als auch die Tamilischen Befrei-
ungstiger dazu auf, Opfer unter der Zivilbevöl-
kerung zu vermeiden. Darüber hinaus begrüßen
die Fünfzehn die Versicherung der Regierung
von Sri Lanka, weiterhin das Ziel einer dauer-
haften und befriedigenden politischen Lösung
des Konflikts zu verfolgen.

Kroatien

20.-22. Juli: Kommissionsmitglied Bonino
kommt in Kroatien zu einem Gespräch mit dem
Minister für Vertriebene und Flüchtlinge, Rebic,
zusammen und besucht im Anschluß daran
Davor und das Lager Vojnic.
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GASP/Georgien

31. August: In einer gemeinsamen Erklärung
äußern die Fünfzehn ihre tiefe Betroffenheit über
den Mordanschlag auf den Präsidenten Georgi-
ens, Schewardnadse, und appellieren an alle poli-
tischen Kräfte Georgiens, den laufenden Demo-
kratisierungsprozeß zu unterstützen.

Mitteleuropäische Freihandelszone (CEFTA)

11. September: In Brunn einigen sich die Regie-
rungschefs der vier Visegräd-Staaten auf eine
Aufnahme Sloweniens in die CEFTA noch vor
Ende des Jahres. Außerdem beschließen sie eine
weitere Liberalisierung des Handels innerhalb
der CEFTA.

September

UN-Weltfrauenkonferenz

4.-15. September: In Peking findet die vierte
Weltfrauenkonferenz statt, an der neben Vertre-
tern der EU über 5000 Delegierte teilnehmen. In
seiner Ansprache vor der Vollversammlung als
auch vor dem NGO-Forum betont Kommissions-
mitglied Flynn die Universalität der Menschen-
rechte und weist auf die Notwendigkeit hin, den
Aspekten der Gleichberechtigung bei der Ausge-
staltung und Umsetzung aller Politiken und Pro-
gramme Rechnung zu tragen. Zum Abschluß der
Konferenz verabschieden die Teilnehmer eine
Erklärung und eine Aktionsplattform, in denen
Straffreiheit für Abtreibungen sowie eine größere
Beteiligung von Frauen in allen Bereichen von
Politik und Gesellschaft gefordert werden.

Allgemeine Angelegenheiten

9.-10. September: Im spanischen Santander
kommen die Außenminister der Mitgliedstaaten
der Union zu einem informellen Treffen zusam-
men und verurteilen, mit Ausnahme Großbritan-
niens, die französischen Atomtests. Weiterer
Tagesordnungspunkt ist der Krieg im ehemali-
gen Jugoslawien sowie die Genfer Bosnien-Kon-
ferenz.

Organisation für die Fischerei im
Nordwestatlantik (NAFO)

11.-15. September: Auf der Jahrestagung der
NAFO in Dartmouth wird die Übereinkunft, die
im Anschluß an den Fischereistreit zwischen der
Europäischen Union und Kanada getroffen
wurde, nun auf andere NAFO-Mitglieder ausge-
dehnt.

Bosnien-Herzegowina

12. September: Der bosnische Außenminister
Sacirbey stattet der Kommission einen Besuch
ab, bei dem es in erster Linie um die Lage in
Bosnien-Herzegowina sowie um die Maßnah-
men zur Unterstützung des Wiederaufbaus auf
dem gesamten Gebiet des ehemaligen Jugosla-
wiens geht.

Wirtschafts- und Sozialausschuß (WSA)

13./14. September: Im Mittelpunkt der 328. Ple-
nartagung des WSA stehen die Ansprachen des
spanischen Vorsitzenden der Reflexionsgruppe
zur Vorbereitung der Regierungskonferenz,
Westendorp, sowie des spanischen Arbeits- und
Sozialministers Grinan. Während Westendorp
die anstehenden Aufgaben der EU skizziert,
erläutert Grinan die Ziele der spanischen Rat-
spräsidentschaft. Der WSA nimmt außerdem
Stellungnahmen an zum Grünbuch über die Ein-
richtung von Telekommunikationsinfrastruktu-
ren als auch zur Partnerschaft Europa-Mittel-
meer.

Mexiko

13. September: Der mexikanische Handels- und
Industrieminister Blanco trifft sich in Brüssel zu
Gesprächen mit den Kommissionsmitgliedern
Bangemann, Van den Broek und Fischler. Zen-
trales Thema der Beratungen ist Mexikos Anlie-
gen, ein neues Abkommen mit der Europäischen
Union abzuschließen.

Brasilien

14. September: Der brasilianische Staatspräsi-
dent Cardoso stattet der Kommission einen
Besuch ab, bei dem es in erster Linie um den
Transformationsprozeß in Brasilien und um die
bilateralen Beziehungen zwischen der EU und
Brasilien geht.
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Europäisches Parlament (EP)

18.-22. September: Plenartagung des EP in
Straßburg. Auf der Tagung, die von der Debatte
um die französischen Atomtests beherrscht wird,
stehen insbesondere die Situation in Bosnien,
Burundi und Ruanda, die Vorstellung des Haus-
haltsentwurfs 1996, Titel VI des EU-Vertrages
sowie die Festlegung des neuen Sitzungskalen-
ders für 1996 im Vordergrund. Das EP verab-
schiedet außerdem Entschließungen zur UN-
Weltfrauenkonferenz, zum Fischereiabkommen
mit Marokko, zum Terrorismus in Frankreich
sowie zur Schaffung eines europäischen Zivil-
dienstes.

Wirtschaft und Finanzen

75. September: Im Mittelpunkt der Tagung der
Wirtschafts- und Finanzminister der Mitglied-
staaten der Union in Brüssel stehen das Konver-
genzprogramm Schwedens, die grenzüberschrei-
tenden Überweisungen sowie die Gemein-
schaftszuschüsse für transeuropäische Netze.

Ausschuß der Regionen (AdR)

20./21. September: Die neunte Plenartagung des
AdR wird dominiert von den Ansprachen des
Kommissionspräsidenten Santer und Kommissi-
onsmitglied Wulf-Mathies. Während Santer die
Bedeutung des AdR hervorhebt und daran erin-
nert, daß dessen Aufgabe im wesentlichen darin
besteht, regionale und lokale Probleme zur Spra-
che zu bringen, betont Wulf-Mathies die Not-
wendigkeit für alle Regionen, angemessen und
nutzbringend an der Informationsgesellschaft
teilhaben zu können.

GASP/Bosnien-Herzegowina

22. September: In einer gemeinsamen Erklärung
fordern die Fünfzehn die Konfliktparteien dazu
auf, alles dafür zu tun, daß für Sarajevo schnell
eine Vereinbarung zur Einstellung der Kampf-
handlungen abgeschlossen werden kann.

Europäischer Rat

22J23. September: In Mallorca findet ein infor-
melles Treffen der Staats- und Regierungschefs
der Mitgliedstaaten der EU über die Zukunft der
Gemeinschaft statt. Neben dem Streit um die

französischen Atomtests einigen sich die Teil-
nehmer darauf, die Regierungskonferenz zur
Überprüfung des Maastrichter Vertrages im
ersten Halbjahr 1996 beginnen zu lassen. Sie
sprechen sich des weiteren dafür aus, die Kon-
vergenzkriterien für die EWWU einzuhalten und
diese nicht aufzuweichen. Weitere Themen sind
die Lage in Rußland und im ehemaligen Jugos-
lawien sowie die Gemeinsame Außen- und
Sicherheitspolitik.

Justiz und Inneres

25J26. September: Auf der Tagung der Justiz-
und Innenminister der Union geht es insbeson-
dere um das Übereinkommen über Insolvenzver-
fahren, um den strukturierten Dialog mit den
mittel- und osteuropäischen Ländern und den
baltischen Staaten, als auch mit Malta und
Zypern.

Landwirtschaft

25J26. September: Tagung der Landwirtschafts-
minister der Mitgliedstaaten der Union in Brüs-
sel. Tagesordnungspunkte des Treffens sind Fut-
termittel und Flächenstillegung sowie der Reis-
sektor und das Treffen mit den Landwirtschafts-
ministern der assoziierten Länder Mittel- und
Osteuropas und der baltischen Staaten.

Europarat

25.-27. September: Die Parlamentarische Ver-
sammlung des Europarats tagt in Straßburg und
stimmt der Aufnahme Mazedoniens und der
Ukraine in den Europarat einstimmig zu. Als
Gastredner betont der deutsche Bundeskanzler
Kohl die Notwendigkeit der politischen Einigung
Europas und spricht sich in diesem Zusammen-
hang für den Aufbau einer besonderen Bezie-
hung zu Rußland und der Ukraine im Rahmen
eines gesamteuropäischen Sicherheitssystems

Strukturierter Dialog

25. September: Zweite gemeinsame Ministerta-
gung der EU, der assoziierten Länder Mittel- und
Osteuropas und der baltischen Staaten im
Bereich Justiz und Inneres in Brüssel. Im Mittel-
punkt der Gespräche stehen die Anpassung des
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Justizsystems, die organisierte Kriminalität, die
Ausbildung der Polizei sowie die illegale Ein-
wanderung. Zum Abschluß ihrer Beratungen bil-
ligen die Minister ein gemeinsames Aktionspro-
gramm zur Bekämpfung der internationalen
organisierten Kriminalität.

AKP-EU-Versammlung

25.-29. September: In Brüssel findet die 21.
Tagung der Paritätischen Versammlung der AKP-
Staaten und der Europäischen Union statt. Zen-
trales Thema der Tagung ist die Halbzeitüberprü-
fung des Abkommens von Lome IV sowie die
finanzielle Ausstattung des achten Entwick-
lungsfonds (EEF). Nahezu alle Redner begrüßen
das Ergebnis der Verhandlungen, bedauern aber
auch, daß der achte EEF nicht mit mehr Mitteln
ausgestattet wurde.

UN-Minenkonferenz

25. September-13. Oktober: In Wien tagt die
Konferenz zur Revision des Übereinkommens
der Vereinten Nationen über „inhumane Waffen".
Die Teilnehmer nehmen zwar ein viertes Zusatz-
protokoll zu dem Übereinkommen von 1980
über das Verbot des Einsatzes und des Verkaufs
von Blendlasern an, erzielen jedoch keine Fort-
schritte bei der Beschränkung des Einsatzes von
Landminen.

Strukturierter Dialog

25. September: Erste gemeinsame Ministerta-
gung der Europäischen Union, Zyperns und Mal-
tas im Bereich Justiz und Inneres in Brüssel.
Zentrale Themen sind die Bekämpfung der inter-
nationalen organisierten Kriminalität, die Betei-
ligung Zyperns und Maltas an Europol und an
der Europol-Drogenstelle, die Ausbildung der
Polizei, der Beitritt beider Länder zu internatio-
nalen Übereinkünften sowie die Zusammenar-
beit im Bereich der Ausbildung der Justizbehör-
den.

GASP/Äthiopien

26. September: In einer gemeinsamen Erklärung
begrüßen die Fünfzehn die Wahl des Präsidenten
und des Premierministers sowie die Einsetzung
einer neuen Regierung in Äthiopien. Sie nehmen
außerdem mit Genugtuung zur Kenntnis, daß die

neue Regierung zugesagt hat, das Land nach
demokratischen Grundsätzen und unter Berück-
sichtigung der Menschenrechte führen zu wol-
len.

Strukturierter Dialog

26. September: Erste gemeinsame Ministerta-
gung der Europäischen Union, der assoziierten
Länder Mittel- und Osteuropas und der balti-
schen Staaten im Bereich Landwirtschaft in
Brüssel. Wichtigste Tagesordnungspunkte sind
die Agrarpolitik der Union und der assoziierten
Länder sowie die Zukunftsperspektiven des
Agrarsektors in diesen Ländern.

Drogenbekämpfung

26. September: In Brüssel trifft sich die Troika
der Justiz- und Innenminister der Union mit
Kommissionsvertretern und den für die Drogen-
bekämpfung zuständigen Ministern der Anden-
länder. Die Parteien einigen sich zum Abschluß
ihrer Gespräche auf ein gemeinsames Kommu-
nique, in dem sie sich für ein abgestimmtes
Gesamtkonzept zur Bekämpfung des Drogen-
mißbrauchs und des illegalen Drogenhandels
aussprechen. Dieses Konzept zielt darauf ab, die
Nachfrage zurückzudrängen und den illegalen
Handel im Wege einer auf regelmäßigen Treffen
beruhenden bilateralen Zusammenarbeit zwi-
schen den beiden Regionen zu bekämpfen.

Verkehr

28. September: Die Verkehrsminister der Union
kommen in Brüssel zu einer Tagung zusammen
und beraten über die Sicherheit von „Roll-
on/Roll-off'-Fährschiffen, über Gefahrguttrans-
porte auf der Schiene, über die Überlastung des
Luftraums und die Krise des Luftverkehrs in
Europa sowie über Gewichte und Abmessungen
für Straßenfahrzeuge über 3,5 Tonnen.

GASP/Komoren

28. September: In einer gemeinsamen Erklärung
verurteilen die Fünfzehn mit aller Entschieden-
heit den Staatsstreich, der am 28. September in
der Islamischen Bundesrepublik Komoren statt-
gefunden hat und bringen ihre Besorgnis über
dessen Folgen sowie dessen Auswirkungen auf
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das Funktionieren der dortigen demokratischen
Institutionen zum Ausdruck.

Strukturierter Dialog

28. September: Erste gemeinsame Ministerta-
gung der EU, der assoziierten Länder Mittel- und
Osteuropas und der baltischen Staaten im
Bereich Verkehr in Brüssel. Die drei wichtigsten
Themen der Tagung sind die Integration der
Märkte im Verkehrssektor, die Verkehrsinfra-
struktur sowie das integrierte Verkehrssystem.

Finanzpolitik

29./30. September: Die Finanzminister und
Notenbankpräsidenten der Mitgliedstaaten der
EU kommen in Valencia zu einem informellen
Treffen zusammen und bekräftigen erneut ihre
Absicht, an den im EU-Vertrag festgelegten Kon-
vergenzkriterien festzuhalten sowie den Zeitplan
für die dritte Stufe der EWWU beizubehalten.

Mercosur

29. September: Vertreter der Europäischen Union
und des Mercosur paraphieren in Brüssel ein
interregionales Rahmenabkommen über handel-
spolitische und wirtschaftliche Zusammenarbeit
zwischen der Gemeinschaft und dem Mercosur.

Oktober

GASP/Nigeria

2. Oktober: In einer gemeinsamen Erklärung
begrüßen die Fünfzehn die Entscheidung des
nigerianischen Staatsoberhauptes, alle Todesur-
teile umzuwandeln, die über jene verhängt wur-
den, denen eine Beteiligung an einem Putschver-
such zur Last gelegt wurde.

EU - Algerien

2. Oktober: In Luxemburg findet die fünfte
Tagung des Kooperationsrates EU-Algerien statt.
Beide Parteien zeigen sich erfreut über die
Abkommen, die Algerien mit den internationa-
len Finanzinstitutionen abgeschlossen hat, um
die Marktwirtschaft zu konsolidieren. Die Ver-
treter der EU bekräftigen außerdem, daß die

Gemeinschaft die Politik der wirtschaftlichen
Umstrukturierung in Algerien auch weiterhin
unterstützen und die Beziehungen zu Algerien
weiter ausbauen will.

Republik Moldawien

2. Oktober: In Brüssel unterzeichnen Kommissi-
onsmitglied Van den Broek und der amtierende
Ratspräsident Solana als Vertreter der Union,
zusammmen mit dem moldauischen Außenmini-
ster Popov ein Interimsabkommen zwischen der
Europäischen Union und der Republik Molda-
wien.

Allgemeine Angelegenheiten

2. Oktober: Die Außenminister der Union tagen
in Luxemburg und beraten dabei insbesondere
über das Europa-Mittelmeer-Assoziierungsab-
kommen mit dem Libanon, den Friedensprozeß
im Nahen Osten, die Beziehungen zu Kuba, den
möglichen Beitritt Rußlands zum Europarat, die
Lage in Nigeria sowie über die Transparenz der
Arbeiten des Rates.

EGKS

5. Oktober: 323. ordentliche Tagung des bera-
tenden EGKS-Ausschusses in Luxemburg. The-
menschwerpunkte der Sitzung sind: Europa-
Abkommen für die Republik Slowenien, Über-
prüfung der Aussichten des Marktes für feste
Brennstoffe 1995, gemeinschaftliche Energiepo-
litik, Zukunft der Programme zur Finanzierung
von Unterkünften für das Personal der EGKS-
Industriebereiche.

Arbeit und Soziales

5. Oktober: Tagung der Arbeits- und Sozialmini-
ster der Mitgliedstaaten der Union in Luxem-
burg. Im Mittelpunkt der Gespräche stehen die
Darstellung der Frau und des Mannes in Wer-
bung und Medien, die vierte Weltfrauenkonfe-
renz sowie das vierte Aktionsprogramm für die
Chancengleichheit von Frauen und Männern.

EU - Australien

5. Oktober: In Madrid kommt es zum Minister-
treffen EU-Australien. Zentrale Themen der

468 Jahrbuch der Europäischen Integration 1995/96



Oktober

Zusammenkunft sind die bilateralen Beziehun-
gen, der Vorschlag Australiens, ein Rahmenab-
kommen zwischen beiden Parteien auszuhandeln
sowie die Rolle Australiens im asiatisch-pazifi-
schen Raum.

Umwelt

6. Oktober: Die Umweltminister der Gemein-
schaft treffen sich in Luxemburg zu einer
Tagung. Die wichtigsten behandelten Themen
sind dabei die dritte gesamteuropäische Konfe-
renz der Umweltminister, die Vorbereitung der
Europa-Mittelmeer-Konferenz in Barcelona, der
Austausch von Daten über die Luftverschmut-
zung sowie der Änderungsentwurf zum Montrea-
ler Protokoll über Stoffe, die zu einem Abbau der
Ozonschicht führen.

EU - China

6.-9. Oktober. In Brüssel tagt der gemischte Aus-
schuß EU-China. Im Vordergrund der Gespräche
stehen neben den bilateralen Beziehungen die
Entwicklung der Wirtschafts- und Handelsbezie-
hungen zwischen den beiden Parteien, der Bei-
tritt Chinas zur Welthandelsorganisation sowie
die Vorbereitung der Tagung Europa-Asien und
die regionale Zusammenarbeit.

Europäisches Parlament (EP)

9.-13. Oktober: Plenartagung des EP in Straß-
burg. Im Mittelpunkt der Tagung stehen die Aus-
sprachen über die Partnerschaft Europa-Mittel-
meer, die französischen Atomversuche, die
Beziehungen zu Südafrika, das Grünbuch zur
Energiepolitik, die Kontrolle der Ausführung des
laufenden Gesamthaushaltsplans sowie die
Ansprache des deutschen Bundespräsidenten
Herzog. In seiner Rede betont Herzog insbeson-
dere die Notwendigkeit der Währungsunion
sowie den Aufbau einer föderalen Union. Außer-
dem spricht er sich für die Entmystifizierung der
EU-Institutionen im Verhältnis zu den Bürgern
als auch für die Schaffung einer wirklichen
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik

iWF/Weltbank

10.-12. Oktober: In Washington tagt die Jahres-
versammlung des Internationalen Währungs-
fonds (IWF) und der Weltbank. Neben einer Dis-
kussion über die Erhöhung der Beiträge zum
IWF-Kapital, die Wiederaufbauhilfe für Bosnien
und die Wirtschaftslage in den G 7-Staaten, eini-
gen sich die Teilnehmer darauf, in Zukunft wich-
tige Wirtschaftsdaten an die IWF-Zentrale zu
übermitteln, damit sofort auf drohende Finanz-
krisen reagiert werden kann.

G24
7. Oktober: In Washington kommt die Gruppe
der 24 Entwicklungsländer zu ihrer Ministerta-
gung zusammen und fordert dabei die Industri-
eländer auf, die Auslandshilfe auf 0,7 Prozent
des Bruttosozialprodukts zu erhöhen.

G7

7. Oktober: Im Rahmen ihrer Herbsttagung tref-
fen sich die Finanzminister und Notenbankpräsi-
denten der sieben führenden Industrienationen
in Washington zu Beratungen. Neben der Eini-
gung, den Krisenfonds des IWF auf 50 Mrd.
Dollar zu erhöhen, sprechen die Teilnehmer auch
über den Reformprozeß in Rußland, die Krise in
Japan, die Lage in Bosnien-Herzegowina sowie
über die Schuldenkrise der ärmsten Länder.

Bosnien-Herzegowina

12. Oktober: Vertreter der Kommission und der
EU-Vermittler im ehemaligen Jugoslawien,
Bildt, treffen sich in Brüssel zu einem Gespräch
mit dem bosnischen Ministerpräsidenten Silajd-
zic und dem bosnischen Außenminister Sacirbey,
um über die Lage auf dem Balkan und die wei-
tere Entwicklung der bilateralen Beziehungen
zwischen der EU und Bosnien-Herzegowina zu
beraten.

Bolivien

13.Oktober: Der bolivianische Staatspräsident
Sanchez de Lozada stattet der Kommission einen
Besuch ab, in dessen Mittelpunkt die bilateralen
Beziehungen, die bolivianischen Reformen zur
Förderung der Auslandsinvestitionen und die
Bekämpfung des Drogenhandels stehen.
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Strukturierter Dialog

16. Oktober: Im Rahmen des strukturierten Dia-
logs findet auf Malta die erste Ministertagung
EU-Malta statt. Themenschwerpunkte des Tref-
fens sind insbesondere Fragen im Zusammen-
hang mit dem Binnenmarkt, den Zollsätzen, den
indirekten Steuern und den Finanzdienstlei-
stungen.

Strukturierter Dialog

78. Oktober: In Nikosia findet im Rahmen des
strukturierten Dialogs die erste Ministertagung
EU-Zypern statt. Dabei geht es hauptsächlich um
die Themen indirekte Steuern, öffentliches Auf-
tragswesen, geistiges Eigentum, Bank- und
Finanzdienstleistungen, Zinssätze, Kapitalver-
kehr, Zollsätze.

EU/USA/Kanada/Japan

20./21. Oktober: Im englischen Ripley kommt
Kommissionsvizepräsident Sir Leon Brittan mit
Regierungsvertretern aus den Vereinigten Staa-
ten, Kanada und Japan zu einer Vierertagung
zusammen, um über die noch offenen Fragen der
Konferenz von Marrakesch, insbesondere im
Bereich der Telekommunikation und des Seever-
kehrs, zu beraten.Weitere Themen sind die erste
Ministerkonferenz der Welthandelsorganisation
(WTO) sowie der Stand der Arbeiten des WTO-
Ausschusses für Handel und Umwelt.

Sozialpolitik

21. Oktober: In Florenz tagt der Gipfel „Sozia-
ler Dialog". Zum Abschluß der Tagung nehmen
die Teilnehmer zwei Erklärungen an zum Thema
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit am
Arbeitsplatz sowie zum Thema Beschäftigung.

Vereinte Nationen

22.-24. Oktober: In New York treffen sich die
Staatsoberhäupter und Politiker aus den 185 Mit-
gliedstaaten der Vereinten Nationen, um das
50jährige Bestehen der Weltorganisation zu fei-

Umweltpolitik

23.-25. Oktober: In Sofia tagt die dritte gesam-
teuropäische Konferenz der Umweltminister zu
den Themen gesamteuropäische Strategie für
biologische und landwirtschaftliche Vielfalt und
„Umwelt für Europa".

Strukturierter Dialog

23. Oktober: Im Rahmen des strukturierten Dia-
logs findet in Luxemburg die gemeinsame Mini-
stertagung der Europäischen Union, der assozi-
ierten Länder Mittel- und Osteuropas und der
baltischen Staaten im Bereich Wirtschaft und
Finanzen statt. Dabei geht es in erster Linie um
die Reform des Finanzsektors.

Europäisches Parlament (EP)

23.-27. Oktober: Plenartagung des EP in Straß-
burg. Neben der Aussprache über die Anwend-
barkeit von Art. 34 Euratom-Vertrag auf die fran-
zösischen Atomtests und den Wiederaufbau im
ehemaligen Jugoslawien, nimmt das EP Ent-
schließungen an zu dem Fischereiabkommen mit
Marokko, zu Rassismus und Fremdenfeindlich-
keit, zur Visumpolitik gegenüber Bürgern der
mittel- und osteuropäischen Staaten sowie zur
Verwirklichung eines Binnenmarktes für Post-
dienste.

Wirtschaft und Finanzen

23. Oktober: Tagung der Wirtschafts- und
Finanzminister der Union in Luxemburg. Zen-
trale Themen der Beratungen sind das Konver-
genzprogramm für Finnland, der Garantiefonds
für externe Maßnahmen der Gemeinschaft, die
Änderung der Verbrauchssteuersätze und die
gemeinsame Tagung mit den Finanzministern
der mittel- und osteuropäischen Länder.

Strukturierter Dialog

23. Oktober: Im Rahmen des strukturierten Dia-
logs findet in Luxemburg die gemeinsame Mini-
stertagung der Europäischen Union, der assozi-
ierten Länder Mittel- und Osteuropas und der
baltischen Staaten im Bereich Bildung statt. Bei
den Beratungen geht es vor allem um die künf-
tige Beteiligung der assoziierten Länder an den
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Gemeinschaftsprogrammen Sokrates, Leonardo
und Jugend für Europa III.

Bildung

23. Oktober: Die Bildungsminister der Mitglied-
staaten der Union kommen in Luxemburg zu
ihrer Tagung zusammen und beraten über die
Antwort des Bildungswesens auf die Probleme
des Rassismus und der Fremdenfeindlichkeit
sowie über die Abschlüsse der Abkommen über
die Zusammenarbeit im Bereich der Hochschul-
und Berufsbildung zwischen der EU und den
USA und Kanada.

Landwirtschaft

24J25. Oktober: In Luxemburg tagen die Land-
wirtschaftsminister der Union und beraten dabei
ausführlich über die einzelstaatlichen Beihilfen
zum Ausgleich der durch Währungsänderungen
verursachten landwirtschaftlichen Einkommens-
verluste.

Naher Osten

25.-29. Oktober: Die Troika der Europäischen
Union trifft während ihrer Reise durch Ägypten,
Libanon, Israel, Gaza, Syrien und Jordanien mit
den führenden Politikern der Länder zusammen
und bekräftigt dabei die Unterstützung der
Europäischen Union für den Nahost-Frieden-
sprozeß.

Wirtschafts- und Sozialausschuß (WSA)

25J26. Oktober: Im Rahmen seiner 329. Plenar-
tagung nimmt der WSA Stellung zur Jugendar-
beitslosigkeit, zur Koordinierung der For-
schungspolitiken, zur wirtschaftlichen Lage
1995, zur Gleichbehandlung von Männern und
Frauen in den betrieblichen Systemen der sozia-
len Sicherheit sowie zum 5. Bericht über die
Durchführung des Strukturfonds.

EGKS

25. Oktober: In Luxemburg kommt der bera-
tende EGKS-Ausschuß zu einer außerordentli-
chen Tagung zusammen und berät dabei über
staatliche Beihilfen für die Unternehmen Irish
Steel und VoestAlpine Erzberg GmbH.

Fischerei

26. Oktober: Die Fischereiminister der Mitglied-
staaten der Union tagen in Luxemburg und bera-
ten über die Kontrollregelung zur gemeinsamen
Fischereipolitik, die Konferenz der Vereinten
Nationen über gebietsübergreifende Bestände
und weitwandernde Arten sowie über die mehr-
jährigen Ausrichtungsprogramme für die Fische-
reiflotte.

Norwegen

26. Oktober: Der norwegische Außenminister
Godal stattet der Kommission einen Besuch ab,
bei dem es in erster Linie um die Zusammenar-
beit auf dem Gebiet des Umweltschutzes zwi-
schen Norwegen und der Europäischen Union
geht.

Lettland

27. Oktober: Vertreter der lettischen Regierung
überreichen der Kommission den formellen Bei-
trittsantrag Lettlands zur Europäischen Union.

EU - Türkei

30. Oktober: In Luxemburg tagt der Assoziati-
onsrat EU-Türkei, bei dem es in erster Linie um
die Vorarbeiten zur Vollendung der Zollunion
geht. In diesem Zusammenhang begrüßt der Rat
der Europäischen Union die von der Türkei
durchgeführten Reformen und Fortschritte, die
im Bereich der Demokratisierung erzielt wurden.

Allgemeine Angelegenheiten

30./31. Oktober: Die für Allgemeine Angelegen-
heiten zuständigen Minister der Union kommen
in Luxemburg zu ihrer Tagung zusammen. Die
zentralen Themen des Treffens sind der Beitritts-
antrag Lettlands, die Lage im ehemaligen Jugos-
lawien, die Beziehungen zur Türkei, die Europa-
Mittelmeer-Konferenz sowie das Europa-Mittel-
meer-Assoziierungsabkommen mit Marokko.

Forschung

30. Oktober: Tagung der Forschungsminister der
Mitgliedstaaten der Union in Luxemburg. Die
wichtigsten Tagesordnungspunkte sind die
Anpassung des EG-Forschungsprogramms
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infolge der Erweiterung, die Anpassung des
Euratom-Forschungsrahmenprogramms infolge
der Erweiterung sowie das ITER-Projekt.

Strukturierter Dialog

31. Oktober: In Luxemburg findet im Rahmen
des strukturierten Dialogs die gemeinsame Mini-
stertagung der Europäischen Union, der assozi-
ierten Länder Mittel- und Osteuropas und der
baltischen Staaten im Bereich auswärtige Ange-
legenheiten statt. Im Mittelpunkt der Beratungen
stehen dabei die Aktion PHARE als Finanzie-
rungsinstrument der Strategie zur Vorbereitung
des Beitritts, die Lage im ehemaligen Jugosla-
wien sowie der Friedensprozeß im Nahen Osten.

November

EU-AKP-Ministerrat

3./4. November: In Mauritius tagt der AKP-EU-
Ministerrat. Dabei zieht der Ministerrat die
Bilanz der Durchführung des Abkommens von
Lome IV in den verschiedenen Bereichen der
AKP-EU-Zusammenarbeit. Außerdem unter-
zeichnet der Ministerrat das Abkommen über die
Halbzeitüberprüfung des Vierten Abkommens
von Lome. Weitere Tagesordnungspunkte sind
die Lage in Somalia, in Südafrika und im südli-
chen Afrika sowie die Verschuldung der AKP-
Staaten.

GASP/ Israel

4. November: In einer Erklärung äußert sich
Kommissionspräsident Santer zutiefst schockiert
über die Ermordung des israelischen Minister-
präsidenten Rabin und ruft in diesem Zusam-
menhang alle Beteiligten des Nahost-Frieden-
sprozesses dazu auf, weiterhin nach einem dau-
erhaften und gerechten Frieden zu streben.

EU - Europarat

6. November: In Madrid kommt es zur Viererta-
gung EU-Europarat, bei der es in erster Linie um
die Überprüfung des Stands der Arbeiten zur
Aktualisierung des Abkommens von 1987 über
die Zusammenarbeit zwischen der Gemeinschaft
und dem Europarat geht.

Industrie

6./7. November: In Brüssel tagen die Industrie-
minister der Mitgliedstaaten der Union zu den
Themen Schaffung eines europäischen Kapital-
markts für KMU; Industrielle Wettbewerbsfähig-
keit und die Dienste für Unternehmen; Industri-
elle Aspekte der Informationsgesellschaft; KMU
und technologische Innovation.

EAG - USA

7. November: In Brüssel unterzeichnen die Ver-
treter der EAG und der Vereinigten Staaten ein
Abkommen über die Zusammenarbeit im
Bereich der friedlichen Nutzung der Kernener-
gie, das das bestehende Abkommen aus dem
Jahre 1960 ersetzt.

Verbraucherschutz

9. November: Tagung der für Verbraucherschutz
zuständigen Minister der Gemeinschaft in Brüs-
sel. Die wichtigsten Tagesordnungspunkte sind
vergleichende Werbung, Verbrauchererziehung
und -information, Verbraucherkredite sowie Pri-
oritäten der Verbraucherschutzpolitik.

GASP/Nigeria

10. November: In einer gemeinsamen Erklärung
verurteilen die Fünfzehn die Hinrichtung des
nigerianischen Schriftstellers Ken Saro-Wiwa
und der anderen Mitangeklagten. Die Fünfzehn
werden prüfen, welche unmittelbaren Schritte sie
im Rahmen ihrer Beziehungen zu Nigeria unter-
nehmen werden.

Transatlantischer Dialog

10./11. November: In Sevilla findet die erste
Konferenz im Rahmen des transatlantischen Dia-
logs über Handelsfragen zwischen den USA,
Japan und anderen Industrieländern statt. Auf der
Konferenz, an der auch die beiden Kommissi-
onsmitglieder Bangemann und Leon Brittan teil-
nehmen, geht es insbesondere darum, den Unter-
nehmern aus diesen Ländern ein Forum zu schaf-
fen, in dem sie den politischen Entscheidungs-
trägern gemeinsame Empfehlungen unterbreiten
können.
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Allgemeine Angelegenheiten

10. November: Die für Allgemeine Angelegen-
heiten zuständigen Minister der Mitgliedstaaten
der Europäischen Union kommen in Brüssel zu
einer Tagung zusammen, auf der es ausschließ-
lich um die Hinrichtung von Ken Saro-Wiwa und
seinen Mitangeklagten sowie um das Europa-
Mittelmeer-Abkommen mit Marokko geht.

Westeuropäische Union (WEU)

13.-14. November: Herbsttagung des WEU-
Ministerrates in Madrid. Auf ihrer Konferenz
verabschieden die Außen- und Verteidigungsmi-
nister der WEU einen Katalog, der die verschie-
denen Optionen der Zusammenarbeit zwischen
der WEU und der EU beinhaltet.

Europäisches Parlament (EP)

13.-17. November: Plenartagung des EP in Straß-
burg. Im Mittelpunkt der Tagung steht die
Ermordung des israelischen Ministerpräsidenten
Rabin sowie eine Aussprache über den Zustand
der Union. Bei der Aussprache über die Men-
schenrechtslage in Nigeria betont der als Gast-
redner auftretende Generalsekretär der Vereinten
Nationen, Boutros Boutros-Ghali, die Aufgabe
der Vereinten Nationen und der Europäischen
Union, weltweit die Demokratie zu unterstützen.
Neben der Zustimmung zum Abschluß der
Europa-Abkommen mit den baltischen Staaten
verabschiedet das EP darüber hinaus Ent-
schließungen zum Konflikt in Sri Lanka, zum
Luftverkehr, zum Binnenmarkt und zu Tretmi-
nen.

Ausschuß der Regionen (AdR)

15./16. November: Zehnte Plenartagung des
AdR. Auf der Tagung, an der der spanische
Staatssekretär Westendorp teilnimmt, verab-
schiedet der AdR unter anderem Stellungnahmen
zu folgenden Themen: Mittelmeerpolitik der EU,
Grünbuch über die Rolle der EU im Bereich des
Fremdenverkehrs, Bewertung der Verfahren für
die Vergabe öffentlicher Dienstleistungsaufträge.

EU - Marokko

16. November: In Brüssel paraphieren Vertreter
der Union und Marokkos ein Europa-Mittel-
meer-Abkommen, das vier Aktionsbereiche

umfaßt: einen politischen Dialog, den Ausbau
der bilateralen Beziehungen, die schrittweise
Errichtung einer Freihandelszone und eine finan-
zielle Zusammenarbeit, die zur Modernisierung
der marokkanischen Wirtschaft beitragen soll.

Haushalt

17. November: In Brüssel tagen die Haushalts-
minister der Gemeinschaft und beraten über den
Entwurf des Gesamthaushaltsplans 1996 sowie
über die Zuverlässigkeitserklärung.

EU - Israel

20. November: In Brüssel unterzeichen die Ver-
treter der EU und Israels ein Europa-Mittelmeer-
Abkommen, welches das Abkommen von 1975
ersetzt und zum Friedensprozeß im Nahen Osten
beitragen soll. Es umfaßt unter anderem die
schrittweise Errichtung einer Freihandelszone im
Einklang mit den Regeln der WTO, die Liberali-
sierung des Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs
sowie die Intensivierung der wirtschaftlichen
Zusammenarbeit.

Nepal

20. November: In Brüssel unterzeichnen die Ver-
treter der Gemeinschaft und Nepals ein Koope-
rationsabkommen, das insbesondere Handel und
Investitionen, die wirtschaftliche, technische und
kulturelle Zusammenarbeit zwischen den beiden
Parteien sowie die nachhaltige Entwicklung
Nepals und den Umweltschutz fördern soll.

Allgemeine Angelegenheiten

20./21. November: Die Außenminister der
Gemeinschaft kommen in Brüssel zusammen
und beraten insbesondere über die Strategie für
die Beziehungen EU-Rußland, die Lage in Nige-
ria und Algerien sowie über die verschiedenen
Abkommen mit Israel, Nepal und dem Merco-
sur.

Kultur/Audiovisuelle Medien

20. November: Tagung der für Kultur und audio-
visuelle Medien zuständigen Minister der
Gemeinschaft in Brüssel. Die wichtigsten behan-
delten Punkte sind die Förderung der Statistiken
im Bereich von Kultur und Wirtschaftswachs-
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turn, die Benennung der Europäischen Kultur-
städte und des Europäischen Kulturmonats sowie
das Programm MEDIA II.

EWR

21. November: In Brüssel findet die vierte
Tagung des EWR-Rates statt. Im Mittelpunkt des
Meinungsaustausches stehen die Ursprungsku-
mulierung, die Verbesserung des Marktzugangs
für landwirtschaftliche Verarbeitungserzeug-
nisse, die Gleichbehandlung von Männern und
Frauen sowie die Zusammenarbeit in der Ostsee -
und Barentseeregion.

Strukturierter Dialog

21. November: In Brüssel findet die zweite
Tagung im Rahmen des strukturierten Dialogs
mit Zypern und Malta im Bereich Allgemeine
Angelegenheiten statt. In den Erörterungen geht
es vor allem um die wirtschaftlichen Elemente
des strukturierten Dialogs sowie um den Frie-
densprozeß im Nahen Osten.

Wirtschafts- und Sozialausschuß (WSA)

22.123. November: Auf seiner 330. Tagung
nimmt der WSA Stellung zur bevorstehenden
Regierungskonferenz, zu den Kontrollmaßnah-
men für die Fischerei in der Ostsee, zur Markt-
ordnung in der Binnenschiffahrt, zur Wettbe-
werbsfähigkeit der europäischen Industrie sowie
zu den transeuropäischen Telekommunikations-
netzen.

Justiz und Inneres

23. November: Die Justiz- und Innenminister
tagen in Brüssel. Die wichtigsten Tagesord-
nungspunkte sind: Definition des Begriffs
„Flüchtling" in Artikel 1 des Genfer Abkom-
mens, Gemeinsame Maßnahmen betreffend den
Transit auf Flughäfen, die Erklärung von
Gomera über den Terrorismus, die Verbesserung
der Auslieferung sowie Rückübernahmeklauseln.

Strukturierter Dialog

23. November: In Brüssel findet die gemeinsame
Ministertagung zwischen der EU und den asso-
ziierten Ländern Mittel- und Osteuropas sowie

den baltischen Staaten im Bereich Binnenmarkt
statt. Dabei geht es schwerpunktmäßig über Fra-
gen im Zusammenhang mit der Durchführung
des Weißbuchs über die Vorbereitung der Inte-
gration in den Binnenmarkt.

Binnenmarkt

23. November: Tagung der für Binnenmarktfra-
gen zuständigen Minister der Gemeinschaft in
Brüssel. Im Mittelpunkt der Gespräche stehen:
Zoll 2000, die Fremdenverkehrsstatistik, Druck-
geräte, zwei- oder dreirädrige Kraftfahrzeuge,
Aromastoffe in Lebensmitteln sowie natürliche
Mineralwässer.

Ukraine

24. November: Der ukrainische Ministerpräsi-
dent Martschuk stattet der Kommission einen
Besuch ab. In den Gesprächen mit Kommissi-
onsmitglied Van den Broek geht es um den Zeit-
plan der Reformen und der Privatisierungen in
der Ukraine sowie um die Einhaltung der Ver-
pflichtungen im Hinblick auf die Stillegung des
Kernkraftwerks Tschernobyl.

Europa-Mittelmeer-Konferenz

27J28. November. In Barcelona tagt die Europa-
Mittelmeer-Konferenz, an der Minister aus allen
Staaten der EU und den Partnerländern im Mit-
telmeerraum teilnehmen. Zum Abschluß der
Konferenz nehmen die Teilnehmer eine
Erklärung und ein Arbeitsprogramm an. In der
Erklärung vereinbaren sie eine globale Partner-
schaft Europa-Mittelmeer in drei Bereichen: im
politischen und sicherheitspolitischen Bereich,
im Wirtschafts- und Finanzbereich sowie im
sozialen, kulturellen und menschlichen Bereich.

Wirtschaft und Finanzen

27. November: Die Wirtschafts- und Finanzmi-
nister der Gemeinschaft kommen in Brüssel zu
Beratungen zusammen, bei denen es insbeson-
dere um den von Deutschland initiierten Stabi-
litätspakt zur Sicherung der Konvergenzkriterien,
um die Betrugsbekämpfung, um Garantien aus
dem Gemeinschaftshaushalt zur Absicherung
von EIB-Darlehen an Drittländer sowie um das
europäische System volkswirtschaftlicher
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Dezember

Gesamtrechnungen auf nationaler und regionaler
Ebene geht.

Telekommunikation

27. November: Tagung der für Telekommunika-
tion zuständigen Minister der Europäischen
Union in Brüssel. Im Mittelpunkt der Gespräche
steht vor allem die Entwicklung der Postdienste
in der Gemeinschaft.

OECD

28. November: Die Tschechische Republik tritt
als 26. Mitglied der OECD bei.

sondere um Kulturpflanzen, die gemeinsame
Marktorganisation und Standardqualität für Reis,
Schädlingsbekämpfungsmittel sowie die
gemeinsame Marktorganisation für Obst und
Gemüse.

Gesundheitswesen

30. November: Bei der Tagung der Gesundheits-
minister der Union in Brüssel geht es hauptsäch-
lich um Suchtprävention, die Einbeziehung der
Erfordernisse des Gesundheitsschutzes in die
Gemeinschaftspolitiken, den Gesundheitszu-
stand in der Gemeinschaft sowie um Humanarz-
neimittel.

Estland

28. November: Vertreter Estlands überreichen
der Kommission den formellen Beitrittsantrag
ihres Landes zur Europäischen Union.

EU - Republik Korea

28. November: In Seoul findet die elfte Minister-
tagung zwischen der EU und der Republik Korea
statt. Dabei geht es insbesondere um die Ent-
wicklung der Wirtschafts- und Handelsbeziehun-
gen zwischen der EU und der Republik Korea
sowie um eine Beteiligung der EU an der Penin-
sula Energy Development Organization
(KEDO).

Europäisches Parlament (EP)

28.-30. November: Zusätzliche Plenartagung des
EP in Brüssel. Die Tagung wird dominiert von
der Aussprache über die Beziehungen der
Gemeinschaft zu Mittel- und Osteuropa, zur
Wirtschafts- und Währungsunion sowie zu den
kleinen und mittleren Unternehmen. Während
der Debatte über die Wirtschafts- und Währungs-
union fordert das EP den Europäischen Rat von
Madrid dazu auf, die Konvergenzkriterien sowie
die im Vertrag vorgesehenen Fristen zu bestäti-
gen und klar zur Frage der Bezeichnung der ein-
heitlichen Währung Stellung zu nehmen.

Dezember

EU - USA

3. Dezember: Im Rahmen der transatlantischen
Erklärung treffen sich in Madrid Kommissions-
präsident Santer und der amtierende Präsident
des Europäischen Rates, Gonzales, mit dem Prä-
sidenten der Vereinigten Staaten, Clinton, und
unterzeichnen dabei eine neue transatlantische
Agenda. Diese Agenda, die um einen gemeinsa-
men Aktionsplan ergänzt wird, ergänzt die trans-
atlantische Erklärung von 1990 und hat vier
Hauptziele: Förderung von Frieden und Stabi-
lität, Demokratie und Entwicklung in der Welt;
Bewältigung globaler Herausforderungen; För-
derung der Expansion des Welthandels und die
Aufnahme engerer Wirtschaftsbeziehungen;
Brückenschlag über den Atlantik.

Allgemeine Angelegenheiten

4. Dezember: In Brüssel kommen die für Allge-
meine Angelegenheiten zuständigen Minister der
Union zusammen und beraten insbesondere über
den Beitrittsantrag Estlands, das am 21. Novem-
ber geschlossene Abkommen von Dayton, das im
März 1996 stattfindende Asien-Europa-Treffen
in Bangkok, die langfristige Politik der EU
gegenüber China sowie über Artikel XXIV 6 des
GATT.

Landwirtschaft

29./30. November: Die Landwirtschaftsminister
der Union tagen in Brüssel. Dabei geht es insbe-

Westeuropäische Union (WEU)

4.-6. Dezember: In Paris tagt die Parlamentari-
sche Versammlung der WEU. Tagesordnungs-
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punkte sind die Bildung eines multilateralen Ver-
bands für die Ostsee sowie das Verhältnis der
WEU zur EU und zur NATO.

Kasachstan

5. Dezember: In Brüssel unterzeichnen die Ver-
treter der EU und Kasachstans ein Interimsab-
kommen über Handel und Handelsfragen, das
die sofortige Anwendung des handelspolitischen
Teils des im Januar 1995 unterzeichneten Part-
nerschafts- und Kooperationsabkommens
ermöglicht.

Belarus

5. Dezember: Der weisrussische Außenminister
Sjanko stattet der Kommission einen Besuch ab.
Im Mittelpunkt der Gespräche stehen dabei der
Fortgang des Demokratisierungsprozesses in
Belarus und das Interimsabkommen über Han-
del und Handelsfragen.

Regierungskonferenz

5. Dezember: Die vom spanischen Staatssekretär
Westendorp geleitete Reflexionsgruppe stellt
ihren Abschlußbericht vor, in dem sowohl die
Ziele, die bei der Regierungskonferenz zur Über-
prüfung des EU-Vertrages beachtet werden soll-
ten, als auch die nach Ansicht der Reflexions-
gruppe wichtigsten Themen der bevorstehenden
Konferenz erklärt werden.

Drogenbekämpfung

7./8. Dezember: In Brüssel findet die gemeinsam
vom Europäischen Parlament, der Kommission
und dem spanischen Ratsvorsitz veranstaltete
Konferenz zur Drogenbekämpfung statt. Ziel der
Tagung ist das Erkennen von Unterschieden und
Gemeinsamkeiten bei den einzelstaatlichen
Maßnahmen zur Vorbeugung des Drogen-
mißbrauchs, den einschlägigen Rechtsvorschrif-
ten und den Maßnahmen zur Ahndung des Dro-
genhandels.

EFTA

7./8. Dezember: Auf der Ministerkonferenz der
EFTA in Zermatt unterzeichnen die Teilnehmer
ein Freihandelsabkommen mit den drei balti-
schen Staaten sowie eine Kooperationserklärung
mit Ägypten, Marokko und Tunesien.

Verkehr

7./8. Dezember: Die Verkehrsminister der Union
kommen in Brüssel zusammen und beraten ins-
besondere über Bodenabfertigungsdienste auf
Flughäfen der Gemeinschaft, Führerscheinfra-
gen, die Gestaltung des Marktes der Binnen-
schiffahrt, den Kurzstreckenseeverkehr sowie
über die Verhandlungen zwischen der Gemein-
schaft und bestimmten Drittländern über den
Güter- und Personenverkehr auf der Straße.

NATO

5. Dezember: Herbsttagung der Außen- und Ver-
teidigungsminister der NATO in Brüssel. Zum
neuen Generalsekretär und Vorsitzenden des
Nordatlantikrates wird der spanische Außenmi-
nister Solana ernannt. Des weiteren billigen die
Minister den Operationsplan für die multinatio-
nale Friedenstruppe in Bosnien-Herzegowina.

Arbeit und Soziales

5. Dezember: Tagung der Arbeits- und Sozialmi-
nister der Union in Brüssel. Wichtigster Tages-
ordnungspunkt der Beratungen ist das mittelfri-
stige Aktionsprogramm der Gemeinschaft für die
Chancengleichheit von Frauen und Männern.

Europäisches Parlament (EP)

11.-15. Dezember: Plenartagung des EP in Straß-
burg. Im Mittelpunkt der Tagung, an der auch
Kommissionspräsident Santer teilnimmt, steht
die Aussprache über das Arbeitsprogramm der
Kommission für 1996, das Treffen des Europäi-
schen Rates in Madrid, die bevorstehende Regie-
rungskonferenz zur Überprüfung des EU-Vertra-
ges sowie die Verabschiedung des Haushalts-
plans für 1996. Des weiteren nimmt das EP Ent-
schließungen an über die Mittelmeerkonferenz
von Barcelona, die Menschenrechte in der Tür-
kei, die Lage in Osttimor, die Rückgabe von jüdi-
schem Eigentum sowie über die Bekämpfung
von Korruption in Europa.
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GASP/China

14. Dezember: In einer gemeinsamen Erklärung
äußern die Fünfzehn ihre Betroffenheit über die
Inhaftierung und Verurteilung des chinesischen
Dissidenten Wei Jingsheng, die ohne förmliche
Anklage erfolgt ist. Sie würdigen sein Eintreten
für Menschenrechte im allgemeinen und für
Meinungs- und Redefreiheit im besonderen und
fordern die chinesische Regierung dazu auf, Wei
Jingsheng unmittelbar freizulassen.

Jugoslawien-Krise

14. Dezember: In Paris unterzeichen die Vertre-
ter der Konfliktparteien im ehemaligen Jugosla-
wien das Friedensabkommen für Bosnien.

des Südens andererseits. Bei dem Abkommen
handelt es sich um ein vorläufiges Abkommen
mit Evolutivcharakter, das enge Beziehungen
zwischen den beiden Parteien im Hinblick auf
die künftige Gründung einer interregionalen
Assoziation fördern soll.

GASP/Russische Föderation

17. Dezember: In einer gemeinsamen Erklärung
begrüßen es die Fünfzehn, daß die Parlaments-
wahlen vom 17. Dezember 1995 in Rußland ver-
fassungsgemäß verlaufen sind. Sie hoffen nun
darauf, daß die Festigung des Reformprozesses
durch den frei geäußerten Willen des russischen
Volkes gefördert wird.

Europäischer Rat

15./16. Dezember: Unter dem Vorsitz des spani-
schen Premierministers und amtierenden Rats-
vorsitzenden Gonzales, tagt der Europäische Rat
in Madrid. Auf der Tagung werden Beschlüsse
über die Beschäftigung, die einheitliche
Währung, die Regierungskonferenz sowie die
Erweiterung nach Mittel- und Osteuropa und
dem Mittelmeerraum gefaßt. So hat der Europäi-
sche Rat ein dreistufiges Szenario für die Ein-
führung der einheitlichen Währung, die Euro
heißen soll, angenommen und bestätigt, daß die
dritte Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion
am 1. Januar 1999 beginnt. Auf der Grundlage
des Berichts der Reflexionsgruppe hat er darü-
berhinaus beschlossen, die Regierungskonferenz
am 29. März 1996 beginnen zu lassen. Die
Staats- und Regierungschefs der Union betonen
des weiteren die politische Notwendigkeit der
Erweiterung und bekräftigen, daß die Verhand-
lungen über den Beitritt Zyperns und Maltas zur
Union auf der Grundlage der diesbezüglichen
Kommissionsvorschläge sechs Monate nach
Abschluß der Regierungskonferenz und unter
Berücksichtigung der Ergebnisse dieser Konfe-
renz beginnen werden.

EU - Chile

18. Dezember: In Madrid unterzeichnen der spa-
nische Außenminister und amtierende Ratspräsi-
dent Solana, Kommissionsvizepräsident Marin
und der chilenische Außenminister Insulza eine
gemeinsame Erklärung zum politischen Dialog
zwischen der EU und Chile. Diese sieht die Ein-
führung eines intensiveren politischen Dialogs
zur Gewährleistung einer engeren Konzertierung
der Parteien bei Themen von gemeinsamem
Interesse sowohl auf bilateraler als auch auf
internationaler Ebene und, wenn nötig, auch mit
anderen Partnern der Region vor.

Umwelt

18. Dezember: Tagung der Umweltminister der
Union in Brüssel. Bei der Tagung geht es
schwerpunktmäßig um die Umweltverträglich-
keitsprüfung bei bestimmten Projekten, die inte-
grierte Bewirtschaftung der Küstengebiete, die
Verunreinigung der Luft durch Emissionen von
Kraftfahrzeugen, die Gewässerschutzpolitik der
Gemeinschaft, Klimaänderungen, die Bekämp-
fung der Übersäuerung sowie die biologische
Vielfalt.

EU - Mercosur

15. Dezember: In Madrid unterzeichnen die
Staats- und Regierungschefs der Union zusam-
men mit ihren Amtskollegen der vier Mercosur-
Staaten ein interregionales Rahmenabkommen
über Zusammenarbeit zwischen der Gemein-
schaft einerseits und dem Gemeinsamen Markt

Landwirtschaft

18./19. Dezember: Die wichtigsten Tagesord-
nungspunkte der Beratungen der Landwirt-
schaftsminister der Gemeinschaft in Brüssel sind
die Reform der gemeinsamen Marktorganisation
für Reis und dessen Standardqualität sowie Aus-
gleichsmaßnahmen infolge spürbarer Verringe-
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rungen der landwirtschaftlichen Umrechnungs-
kurse.

EGKS

19. Dezember: In Luxemburg findet die 326.
ordentliche Tagung des beratenden EGKS-Aus-
schusses statt. Im Mittelpunkt der Tagung steht
der Abschluß des Vertrags über die Europäische
Energiecharta, das Euro-Mittelmeer-Abkommen
zwischen der Union und Israel, der Abschluß von
Abkommen zwischen der EGKS und der Russi-
schen Föderation über den Handel mit bestimm-
ten Stahlerzeugnissen, das Vorausschätzungspro-
gramm „Stahl" für das erste Halbjahr 1996 sowie
das monitoring der Beihilfen für die Stahlindu-
strie.

Bosnien-Herzegowina

20./21. Dezember: In Brüssel findet unter dem
Vorsitz von Kommissionsmitglied Van den
Broek und dem Vizepräsidenten der Weltbank,
Dervis, eine Tagung der Staaten und Organisa-
tionen statt, die den Wiederaufbau Bosnien-Her-
zegowinas unterstützen. Die Vertreter von 50
Staaten und 27 Organisationen einigen sich zum
Abschluß der Konferenz auf neue Mittelzusagen
in Höhe von 500 Mio. US$.

Energie

20. Dezember: In Brüssel kommen die Energie-
minister der Union zusammen und beraten in
erster Linie über die Energieeffizienz von Haus-
haltskühlgeräten, den Elektrizitätsbinnenmarkt,
das Weißbuch für eine Energiepolitik, das SAVE-
II-Programm sowie über die Europäische Ener-
giecharta.

sei insbesondere über Nahrungsmittelhilfe und
Ernährungssicherheit, humanitäre Hilfe, Zusam-
menarbeit in Entwicklungsfragen in Südafrika,
Gleichstellung der Geschlechter in der Entwick-
lungszusammenarbeit sowie über Rehabilitati-
onsmaßnahmen.

Industrie

20. Dezember: Schwerpunktthema der Tagung
der Industrieminister der Mitgliedstaaten der
Union in Brüssel sind die staatlichen Beihilfen
für die Umstrukturierung von Irish Steel.

Wirtschafts- und Sozialausschuß (WSA)

20./21. Dezember: Im Verlauf seiner 331. Ple-
nartagung nimmt der WSA unter anderem Stel-
lungnahmen an zu folgenden Themen: Gemein-
same Marktorganisation für Obst und Gemüse,
Qualität von Wasser für den menschlichen
Gebrauch, Verbraucherschutz bei der Angabe
von Preisen, INFO 2000, direkte und indirekte
Steuern, Beziehungen zwischen der EU und Süd-
afrika, Beziehungen zwischen der EU und
Mexiko.

Fischerei

21./22. Dezember: Die Fischereiminister der
Union tagen in Brüssel. Die Themen der zweitä-
gigen Beratungen sind TACS und Quoten für
1996, die Aufteilung bestimmter Fangquoten, die
Kontrollmaßnahmen im NAFO-Bereich, die Ein-
führung eines Pilotprojekts für Satellitenortung
im NAFO-Regelungsgebiet sowie die Entwürfe
für Fischereiabkommen der Gemeinschaft mit
den baltischen Staaten, Polen und der Russischen
Föderation.

Entwicklung

20. Dezember: Die Entwicklungshilfeminister
der Union beraten während ihrer Tagung in Brüs-

478 Jahrbuch der Europäischen Integration 1995/96


